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D. Die Zwangsgmittel 
15. Vorausſetzungen 


- Mit den Bmangsınitteln iſt den Finanzämtern 

die Möglichkeit gegeben, ſich den erforderlichen Gehor- 
ſam zu verſchaffen und ſich auch widerſt rebenden 
Pflichtigen gegenüber durchzuſetzen. Die „Zwangs⸗ 
mittel find: Erzwingungsgelder, Ausführung 
auf Koſten des Pflichtigen und unmittel- 
barer Zwang. Wegen Einzelheiten Hinweis auf die 
Ausführungen in den Abſchnitten 17, 18 und 19. Die A n: 
wendung der Zwangsmittel ſetzt § 202 Abſ. 1 AO gemäß 
im Grunde genommen nichts weiter voraus, als daß eine 
Anordnung, die das Finanzamt im Beſteue⸗ 
rungs verfahren innerhalb feiner Befug- 
niſſe getroffen hat, zwangsweiſe verwirklicht 
werden ſoll. 


Ob etwas erzwungen werden ſoll, das zu ent⸗ 
ſcheiden iſt Sache des Finanzamts und ſteht in 
eſſen pflichtgemäßem Ermeſſen. Solange die 
Anordnungen befolgt werden, iſt für irgendeinen 
Zwang kein Raum. Die Frage, ob Zwang anzuwenden 
iſt oder nicht, kann immer nur auftauchen, wenn eine An⸗ 
ordnung nicht oder nur unvollſtändig erfüllt wird. 


Wie bei allen Ermeſſensentſcheidungen, 
ſo muß auch über die Frage der Zwangsanwendung 
nach Billigkeit und Zweckmäßigkeit entſchieden 
werden (Hinweis auf $ 2 StAnpG). Daraus folgt, daß 
das Finanzamt, ſoweit es entſprechende Unterlagen hat, die 
Gründe der Nichterfüllung nicht ohne weiteres 
außer acht laſſen darf, daß es insbeſondere die Ent⸗ 
ſchuldbarkeit der Nichterfüllung berückſichtigen muß, 
und zwar trotz des Fehlens eines dem § 168 Abſ. 2 Satz 2 
und § 203 Abſ. 2 AO entſprechenden ausdrücklichen 
Hinweiſes. Daraus folgt auch, daß die Zwangs 
anwendung niemals allein um ihrer ſelbſt 
willen erfolgen darf. 


19. Schuldner und Haftender, 

20. Erzwingungsgeld, 

21. Ausführung auf Koſten des Pflichtigen, 
22. Unmittelbarer Zwang. 

23. Rechtsmittel. 


Beiſpiel: 

Das Finanzamt hat einem Steuerpflichtigen im Steuer⸗ 
ermittlungsverfahren aufgegeben, den Nachweis für eine be⸗ 
ſtimmte Behauptung anzutreten (5 205 i. V. mit 8171 Abſ. 1 
AO). Der Steuerpflichtige hat weder den Nachweis zu er⸗ 
bringen verſucht noch ſonſt etwas von ſich hören laſſen, obwohl 
das Finanzamt ſeine Androhung unter Friſtſetzung und An⸗ 
drohung eines Erzwingungsgeldes von 20 RM wiederholt 
hatte. Die Richtigkeit der Behauptung iſt jedoch dem Finanzamt 
inzwiſchen auf andere Weiſe — aber ohne Zutun des Steuer⸗ 
pflichtigen — beſtätigt worden. 

Das Finanzamt darf das angedrohte Zwangs mittel 
nicht mehr feſtſetzen. Die Anordnung iſt zwar nicht 
befolgt worden. Sie hat ſich aber der Sache nach erledigt. 
Es würde unter dieſen Umſtänden weder der Billigkeit 
noch der Zweckmäßigkeit entſprechen, wenn das Finanz⸗ 
amt nur um des Ungehorſams willen die Anordnung er⸗ 
zwingen, alſo nur um der Form willen darauf beharren 
wollte, einen ſachlich gar nicht mehr erforder⸗ 
lichen Erfolg berbeizuführen. 


Jeder Zwangsanwendung haben eine Friſtſetzung 
und eine Zwangsandrohung vorauszugehen (§ 202 
Abſ. 6 Satz 1 AO). Für jede Zwangsanwendung find dem⸗ 
gemäß zu unterſcheiden: 


1. die Anordnung, die erzwungen werden ſoll (der 
fogenannte Finanzbefehh), 
2. 1 der Friſtſetzung verbundene Androhung 
un 
3. = ar angsanwendung (Feſtſetzungsverfügung) 
e 3 


16. Anordnung 


Die Anordnung des Finanzamts kann ihrem Gegen- 
ſtand nach auf ein Tun oder Unterlaſſen gerichtet 
ſein. Grundſätzlich iſt ſie erzwingbar, wenn ſie im 
Beſteuerungsverfahren und innerhalb der 
Befugniſſe des Finanzamts erlaſſen worden iſt. 


*) Fortſetzung der Aufſätze in Nrn. 38 und 42 der DStz 193g. 
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Zum Beſteuerungs verfahren in dieſem 
Sinn gehören § 202 Abſ. 1 AO gemäß auch die Vor⸗ 
bereitung, Sicherung und Nachprüfung der 
Beſteuerung. Beſteuerungsverfahren in dieſem Sinn ſind 
alſo nicht nur das Steuerermittlungsver⸗ 
fahren und das Steuer feſtſetzungsver fahren, 
ſondern die geſamte Tätigkeit der Finanzämter 
überhaupt, ſoweit fie auf ſteuerliche Erfaſſung 
aller Fälle und insbeſondere auch auf die Aufdeckung 
unbekannter Fälle gerichtet iſt. Aus der Aus⸗ 
dehnung der Zwangsbefugniſſe auf das Rechts⸗ 
mittelverfahren (Hinweis auf § 214 AD), auf das 
Beitreibungs verfahren (Hinweis auf 8 325 
Abi. 1 Satz 2, § 365 Abſ. 2 Satz 2 und 8 374 AD) und auf 
das Verwaltungsſtrafverfahren (Hinweis auf 
§ 441 Abſ. 4 und $ 438 Halbſatz 2 AO) ergibt ſich, daß 
praktiſch die meiſten Anordnungen der Finanzämter in 
einem Verfahren ergehen, das die Anwendung von 
Zwangsmitteln zuläßt. Das kommt nur dann nicht 
in Betracht, wenn es ſich um Gebote oder Verbote handelt, 
die mit der Beſteuerung ſelbſt nichts mehr zu tun 
haben (wie z. B. das im 8 10 Abſ. ! BierStch enthaltene 
Verbot, andere als gegorene und den Vorſchriften über die 
Bierbereitung entſprechende Getränke unter der Bezeichnung 
Bier in den Handel zu bringen, ein Verbot alſo, deſſen 
Innehaltung mit den Zwangsmitteln des $ 202 AO nicht 
erzwungen werden kann). 

Ob eine Anordnung ſich innerhalb der Befug⸗ 
niſſe des Finanzamts hält, iſt eine Frage, deren 
Beantwortung durch 8 202 AO nicht gegeben, ſondern 
vorausgeſetzt wird. Ihre Bejahung erfordert, 
daß die Anordnung durch eine entſprechende geſetzliche 
Ermächtigung des Finanzamts gerechtfertigt 
wird (wie z. B. durch $ 205 i. V. mit § 170 AD das Erſuchen 
an den Steuerpflichtigen, ſeine Steuererklärung hinſichtlich 
beſtimmter Lücken zu ergänzen, oder durch § 209 Abi. 1 i. V. 
mit $ 175 AD das Erſuchen an eine Bank, anzugeben, ob 
der Steuerpflichtige ein Konto bei ihr unterhält). Dabei iſt 
zu beachten, daß die Finanzämter erforderlichen ⸗ 
falls auch Solche Pflichten zum Gegenſtand ihrer An- 
ordnungen machen und ihre Erfüllung er zw ingen 
können, die — wie zum Beiſpiel die Pflicht zur Abgabe 
einer Steuererklärung — § 13 ESIDB oder $ 6 ZudSt& 
gemäß aus dem Geſetz unmittelbar fich ergeben und 
einer beſonderen Anordnung grundſätzlich nicht 
bedürfen. J 

Wie bei der Bmang3anmwendung, ſo iſt auch 
ſchon bei der Vornahme der Anordnung ſelbſt nach 
Billigkeit und Zweckmäßigkeit zu verfahren, 
ſoweit die Vornahme der Anordnung in das Er⸗ 
meſſen des Finanzamts geſtellt iſt (Hinweis auf 8 2 
StAnpG). Daraus folgt, daß das Finanzamt dem Be⸗ 
troffenen nichts Unmögliches auferlegen, ihn n icht 
mehr als erforderlich belaſten und von ihm 
nichts verlangen darf, was ihm nicht zu- 
gemutet werden kann. 


Beiſpiel: 

Das Finanzamt hat den Steuerpflichtigen T unter An⸗ 
drohung eines Erzwingungsgeldes von 1000 RM zur Vorlage 
beſtimmter Bücher und Aufzeichnungen aufgefordert. Bei den 
vorzulegenden Büchern und Aufzeichnungen handelte es ſich um 
beſtimmte Bilanzbücher, Inventurbücher und Inventurunter⸗ 
lagen von ſechs verſchiedenen Firmen, die ihren Sitz in ver⸗ 
ſchiedenen Städten des Auslands haben und an deren 
Kapital der Steuerpflichtige beteiligt iſt. 

Die Anordnung iſt unzuläſſig. Das RF H⸗Urteil vom 
25. Mai 1988, NStBL 1938 S. 619, führt dazu aus: 

„Nach § 202 AO erzwungen werden können nur 
Handlungen, deren Vornahme allein vom Willen des 
der Anordnung Betroffenen abhängt. Der Steuerpflichtige 
iſt auch nach § 171 Abſ. 2 AO nicht verpflichtet, Unter⸗ 
lagen oder Abſchriften von Unterlagen, die ihm n icht zur 
Verfügung ſtehen, auf 5 Koſten zu beſchaffen. 
Vorzulegen hat er nach dieſer Vorſchrift nur Bücher und 
Urkunden, die er hat. Eine Verpflichtung zur Be⸗ 
ſchaffung von Unterlagen aus Eigentum und Ge⸗ 
wahrſam dritter Perſonen kann aus 8171 AD 
nicht entnommen werden. Die angefochtene Entſcheidung 


will zwar offenbar mit dem Hinweis auf die finangielle Be⸗ 
herrſchung der ausländiſchen Firmen durch die Beſchwerde⸗ 
führerin dartun, daß es ſich eben nicht um dritte Perſonen 
handle. Dieſe Feſtſtellung iſt aber bei der Mannigfaltigkeit 
der verſchiedenen Organverpflichtungen viel zu allgemein, 
um ſelbſt bei durchweg hundertprozentiger Beteiligung und 
„Kapitalbeherrſchung“ ohne weiteres daraus folgern zu 
können, daß die Beſchwerdeführerin die ausländiſchen 
Firmen und insbeſondere ihre den deutſchen Geſetzen nicht 
unterliegenden Vorſtandsmitglieder und Angeſtellten zu 
einer ſo ungewöhnlichen Handlung wie der Verſendung 
weſentlicher Handelsbücher auf weite Entfernungen und 
ungewiſſe Zeit an ausländiſche Behörde zu zwingen vermöge. 
Dahingeſtellt ſoll bleiben, ob eine ſolche Verſendung 
nach dem Recht der berſchiedenen Auslandsſtaaten über: 
haupt zuläſſig wäre. Jedenfalls überſchreitet es 
die Grenzen des Zumutbaren, von der Beſchwerde⸗ 
führerin zu verlangen, daß ſie einer — wenn auch von ihr 
beherrſchten — ausländiſchen Geſellſchaft und ihren Or⸗ 
ganen eine Handlung zumutet, die für eine Firma im ent⸗ 
ſprechenden Fall nicht nur höchſt läſtig und kaufmänniſcher 
Gepflogenheit widerſprechend, ſondern ſogar un geſetzlich 
ſein würde. 
5 Das Finanzamt hat hiernach etwas verlangt, was es 
5110 in durfte, N aber „pie Grenzen 
i n Erme n, die i 2 zi 
Uberſchkitten. ſſens, die ihm $ 2 StAnpc zieht, 

Abgeſehen von dem bereits erwähnten Fall, daß es ſich 
um nicht im Beſteuerungs verfahren ergangene 
Anordnungen handelt, iſt die Anwendung von Zwang im 
Sinn des § 202 AO unzuläſſig: 

1. wenn nur Sollvorſchriften nicht erfüllt worden 
find. Es liegt im Weſen dieſer Vorſchriften, daß fie, 
die nicht ein „Muß“, ſondern nur ein „Soll“ ent⸗ 
halten, nicht erzwungen werden können. Ihre 
Nichtbeachtung hat aber unter Umſtänden 
andere Folgen (wie z. B. die Möglichkeit der 
Schätzung 8217 AD gemäß, wenn die für die Form 
der Buchführung im § 162 AD gegebenen Vorſchriften 
nicht innegehalten worden ſind); 

2. wenn Geldleiſtungen nicht erbracht worden ſind. 
Für Geldleiſtungen iſt das Vollſtreckungsver⸗ 
fahren vorgeſehen; 

3. wenn die Anwendung von Zwang ausdrücklich 
oder dem Sinn der entſprechenden Vorſchrift nach 
ausgeſchloſſen iſt (Hinweis z. B. auf 8 174 Abſ. 3 
AD — Unerzwingbarkeit von eidesſtattlichen Verſiche⸗ 
rungen — und 8 188 Abs. 1 AD — Unerzwingbarkeit 
von Beiſtandserſuchen an Behörden —). 

17. Friſtſetzung 

Die Friſtſetzung ſoll dem Betroffenen Gelegenheit 
geben, das durch die Nichtbeachtung der Anordnung Ver⸗ 
ſäumte nachzuholen. Die Zwangsandrohung 
ſoll ihn auf die möglichen Folgen einer weiteren 
Weigerung aufmerkſam machen. Daraus folgt, daß die Friſt 
angemeſſen (Hinweis auf § 202 Abſ. 6 A) und der 
beabjichtinte zwang genau bezeichnet ſein muß. Es 
genügt insbeſondere nicht, den Betroffenen nur ganz 
allgemein „bei Vermeidung von Zwangsmitteln“ zur 
Nachholung des Verſäumten aufzufordern, ſondern es iſt 
genau auszudrücken, daß bei fruchtloſem Friſtablauf ein 
Erzwingungsgeld z. B. von (oder bis zu) 100 RM feſtgeſetzt 
werden würde uſw. 

Die Verfügung, durch die die Friſt geſetzt und der 
Zwang angedroht wird, muß ſchriftlich erfolgen (§ 202 
Abſ. 6 Satz 2 AO). Nur ausnahmsweiſe, nämlich bei 
Gefahr im Verzug, kann von der Schriftform 
(nicht aber von der ee e und der 
Friſtſetzung überhaupt) abgeſehen werden (Hin⸗ 
weis auf das Beiſpiel im Abſchnitt 19). 

Die Friſtſetzungg und die Zwangs 
androhung dürfen in der Regel nicht ſchon mit der 
Anordnung ſelbſt verbunden werden. Von Zwang 
und deſſen Androhung kann erſt dann die Rede ſein, wenn 
eine Anordnung nicht oder nicht vollſtändig erfüllt 
worden iſt. Dieſen Fällen gleichzuſtellen ſind aber die im 
Ergebnis gleichen Fälle, in denen von vornherein feſt⸗ 
ſteht oder begründeter Verdacht beſteht, daß der 
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Betroffene der Anordnung nicht nachkommen wird. Iſt zum 
Beiſpiel ein Steuerpflichtiger ſchon oft in der Erfüllung 
ſeiner Pflichten ſäumig geweſen oder nur auf Zwang 
hin tätig geworden, ſo iſt es zuläſſig, die Anord- 
nungen an ihn ſofort mit Friſtſetzung und 
Zwangsandrohung zu verbinden. 


18. Feſtſetzungsverfügung 

Die FJeſtſetzungsverfügung (Zwangsanwendung) muß 
der Zwangsandrohung entſprechen. Es kann alſo 
nicht ein anderes als das ange drohte Zwangsmittel 
feſtgeſetzt (angewandt) werden. Es kann auch nicht mehr 
feſtgeſezt werden, als angedro ht worden iſt. 
Beiſpiele: 

A. Die Lagerräume eines Herſtellungsbetriebs für Tabakwaren 
ſind gegen heimliche Entfernung der gelagerten Waren nicht 
geſichert. Das Finanzamt (Hauptzollamt) hatte dem Betriebs 
inhaber aufgegeben, für geeignete Sicherungen zu ſorgen. Es 
hat, als nichts veranlaßt wurde, die Anordnung unter Friſt⸗ 
ſetzung und unter der Androhung wiederholt, daß es bei frucht⸗ 
loſem Ablauf der Friſt einen Unternehmer auf Koſten des 
Betriebsinhabers damit betrauen würde, den Lagerraum durch 
eine verſchließbare Tür zu ſichern. 

Hält es das Finanzamt ſpäter jedoch für zweckmäßiger, es 
zunächſt bei der Feſtſetzung von Erzwingungsgeldern zu be- 
laſſen, ſo können dieſe nicht einfach ſtatt des angedrohten 
Zwangsmittels feſtgeſetzt werden. Eine neue Friſtſetzung 
und entſprechende Androhung ſind erforderlich. 

Ein Steuerpflichtiger hat ſeine Steuererklärung nicht abge⸗ 
geben. Das Finanzamt hat ihn unter Friſtſetzung und An⸗ 
drohung eines Erzwingungsgeldes von 50 RM (im Nicht ⸗ 
beitreibungsfall zwei Tage Haft) zur Nachholung der ver⸗ 
ſäumten Handlung aufgefordert. 

Nach fruchtloſem Ablauf der Friſt kann das Finanzamt 
auch dann nur den angedrohten Betrag von 50 RM feſt⸗ 
ſetzen, wenn es ihn nach erneuter Prüfung des Sachverhalts 
für zu niedrig halten ſollte. (Selbſtverſtändlich iſt aber der 
umgekehrte Fall zuläſſig, nämlich ein niedrigeres Er⸗ 
zwingungsgeld feſtzuſetzen als das angedrohte.) 

Die Feſtſetzungsver fügung (Zwangsanwen⸗ 
dung) wird in der Regel ſofort oder doch bald nach dem 
fru chtloſen Ablauf der geſetzten Friſt erfolgen. Auf 
jeden Fall muß ſie mit der Friſtſetzung und Zwangs⸗ 
androhung in einem gewiſſen zeitli chen Zuſammen⸗ 
h ang ſtehen, wenn nicht in dem Untätigf ein des 
Finanzamts ein Verzicht auf die Zwangsanwen⸗ 
dung liegen ſoll. Iſt der zeitliche Zuſammenhang nicht 
gewahrt — eine Vorausſetzung übrigens, die ſich nur nach 
Lage des einzelnen Falls beurteilen läßt —, fo iſt demgemäß 
eine Zwangs anwendung nur nach erneuter 
Friſtſetzung und Zwangsandrohung zuläſſig. 

Dem Zweck der Zwangsmittel, nämlich den Betroffe⸗ 
nen zur Erfüllung der Anordnung anzuhalten, entſpricht es, 
daß die Feſtſetzungsverfügung (Zwangsanwen⸗ 
dung) dann nicht mehr erfolgen darf, wenn die Anord⸗ 
nung befolgt worden iſt. Das angedrohte Zwangs 
mittel kann insbeſondere auch dann nicht mehr feſtgeſetzt 
werden, wenn die Anordnung zwar erſt nach Ablauf der 
geſetzten Friſt, aber noch vor dem Erlaß der 
Feſtfetzungsverfügung ſelbſt (vor der Zwangs⸗ 
anwendung) erfüllt worden iſt. 


19. Schuldner und Haftender 


N Zwangsmittel ſollen dem Finanzamt die Möglich⸗ 
keit geben, bisher nicht befolgte Anordnungen zwangs⸗ 
weiſe durchzusetzen. Daraus folgt, daß die Zwangsmittel 
erjenigen Perſon gegenüber angewandt werden können, 
an die ſich die durchzuſetzende Anor dnung richtet. Es 
ommt demgemäß — anders als bei dem Steuerzu⸗ 
ſchlag und dem Säumnis zuſchlag — für die Feſt⸗ 
ſetzung der Zwangs mittel nicht darauf an, ob der 
Betroffene Steuerpflicht iger im Sinn von $ 97 AO 
iſt oder nicht. Die Feſtſetzung iſt zuläſſig jeder 
erſon gegenüber, die durch eine Anordnung des Finanz— 
amts betroffen werden kann. 
Beiſpiel: 
In dem Anzeigenteil einer Zeitung iſt eine Chiffre-Anzeige 
enthalten, in der 100 000 RM von einem „Selbſtgeber“ zu 


— 
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Darlebus⸗ oder Beteiligungszwecken angeboten werden. Das 
Finanzamt hatte das Zeitungsunternehmen erſucht, ihm den 
Namen des Einſenders der Anzeige mitzuteilen. Es hat ſein 
Erſuchen, als das Zeitungsunternehmen nichts von ſich hören 
ließ, unter Friſtſetzung und Zwangsandrohung 
wiederholt. 

Zwangsandrohung und gegebenenfalls entſprechende Feſt⸗ 
ſetzungsverfügung ſind zuläſſig. Das Zeitungsunter⸗ 
nehmen iſt zu der angeordneten Mitteilung verpflichtet 
(Hinweis auf $ 201 i. V. mit $ 175 AO). 


Für die Fälle, in denen der Steuer p Fecht 
durch einen Bevollmächtigten oder ſonſt vertreten 
wird, ergibt ſich demgemäß die Möglichkeit, die Zwangs⸗ 
mittel beiden (ſowohl dem Steuerpflichtigen als auch dem 
Vertreter) gegenüber anzuwenden. Das folgt für den 
Steuerpflichtigen daraus, daß er trotz der Ver⸗ 
tretung der Leiſtungs verpflichtete iſt und 
bleibt, die Erfüllung der Leiſtungsverpflichtung 
alſo auch ihm gegenüber erzwungen werden kann. 
Das folgt für den Vertreter daraus, daß er auf Grund 
der Vertretung kraft „eigener ſteuerlicher 
Verpflichtung“ für die Erfüllung der Pflichten des 
Vertretenen zu ſorgen hat (Hinweis auf 8 103 und $ 108 
AD), die Erfüllung dieſer feiner eigenen Ver⸗ 
pflichtung alſo auch ihm ſelbſt gegenüber 
erzwungen werden kann. Zu beachten iſt, daß in dieſem 
Fall der Vertretene für die Erzwingungs⸗ 
gelder und für die Koſten der Zwangsmittel haftet, 
die gegen den Vertreter feſtgeſetzt worden ſind (Hin⸗ 
weis auf 8 103 Satz 2 und § 108 Satz 2 AO). 


Beifpiel: 

Eine Geſellſchaſt mit beſchränkter Haftung hat eine Steuer⸗ 
erklärung nicht abgegeben. Die Erinnerung an die Abgabe 
blieb erfolglos. 

Zur Erzwingung der Abgabe hat das Finanzamt 
zwei Möglichkeiten. Es kann ſich an die Geſellſchaſt 
als ſolche wenden und ſie unter Friſtſetzung und Zwangs⸗ 
androhung (3. B. eines Erzwingungsgelds von 100 RM) zur 
Abgabe auffordern und gegebenenfalls dann ihr gegenüber das 
angedrohte Erzwingungsgeld feſtſetzen. Es kann aber in der 
gleichen Weiſe auch gegen einen der Geſchäftsführer 
perſönlich — wenn einer insbeſondere mit der Erledigung der 
ſteuerlichen Angelegenheiten betraut iſt, dann gegen dieſen — 
vorgehen, ſo daß das Erzwingungsgeld gegebenenfalls ihm 
gegenüber feſtgeſetzt wird. g 

Schuldner des Erzwingungsgelds im erſten Fall iſt die 
Geſellſchaft als ſolche. Eine Vollſtreckung des Er⸗ 
zwingungsgelds in das Vermögen des Geſchäftsführers kommt 
nicht in Betracht. Schuldner des Erzwingungsgelds im zweiten 
Fall iſt der Geſchäftsführer. Das Erzwingungsgeld 
kann aber — einen entſprechenden Haftungsbeſcheid voraus⸗ 
geſetzt — auch in das Vermögen der Geſellſchaft vollſtreckt 
werden. 

Eine perſönliche Schranke iſt der Zwangs⸗ 
anwendung nur in einem Fall“) geſetzt; Zwangsgmittel 
gegen öffentliche Behörden ſind unzuläſſig 
(8202 Abſ. 5 AO). Dabei macht es „keinen Unterſchied, ob 
es ſich bei der Tätigkeit der in Anſpruch genommenen Be⸗ 
hörde um die Ausübung von Hoheits rechten oder um 
die Betätigung auf wirtſchaftlichem Gebiet in 
Wettbewerb mit der Privatwirtſchaft handelt“ (ſo das RFH⸗ 
Urteil vom 15. April 1931, RStBl 1931 S. 325). Der 
Begriff der Behörde in dieſem Sinn darf auch nicht rein 
in ſtaats rechtlichem Sinn aufgefaßt werden, ſo daß 
die Fortdauer des Amts ohne Rüchſicht auf die Perſon, die 
die Amtsſtelle gerade beſetzt, keine unerläßliche Voraus⸗ 
ſetzung bildet und jedenfalls auch Notare darunter fallen 
(Hinweis auf das RFH-Urteil vom 17. November 1931, 
Amtliche Sammlung Bd. 30 S. 20). 


20. Erzwingungsgeld 

Das Erzwingungsgeld darf fünftauſend 
Reichsmark nichtüberſteigen (8202 Abs. 2 Sab! 
AO). Das gilt aber nur für das einze ine Erzwingungs⸗ 


„) Abgeſehen davon, daß jeder Zwang auch ſolchen Perſonen 
gegenüber ausgeſchloſſen iſt, die der inländöſchen Ge: 
richtsbarkeit nicht unterjtehen (Exterrite? 
rialen). 
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geld. Sind zur Erzwingung einer Anordnung mehrere 
Erzwingungsgelder — ſelbſtverſtändlich jedesmal 
nach entſprechender Friſtſetzung und Androhung — feſt⸗ 
geſetzt worden, ſo ergibt ſich für die Geſamthöhe der 
Erzwingungsgelder keine Begren zung; es ſei denn 
aus der Berückſichtigung von Billigkeit und Zweckmäßigkeit 
überhaupt. 

Das Erzwingungsgelder wiederholt feſtgeſetzt 
werden können, rechtfertigt ſich aus ihrem Weſen als 
Zwangsmittel, das ſolange anwendbar bleiben muß, 
als die durchzuſetzende Anordnung nicht erfüllt iſt. Dabei 
empfiehlt es ſich für die Praxis, ein zweites oder 
weiteres Erzwingungsgeld — von Sonderfällen ab- 
geſehen — immer erſt dann feſtzuſetzen, wenn das vor- 
hergehende Erzwingungsgeld bezahlt oder bei- 
getrieben worden iſt. Der eigentliche Druck auf 
den Betroffenen liegt weniger in der Feſtſetzung des 
Zwangsgelds als in dem viel unmittelbarer empfundenen 
VBerluſt des Betrags ſelbſt. Außerdem wird da- 
durch vermieden, daß ſich die Erzwingungsgelder 
anſummen und dann ſchließlich nur mit Schwierig⸗ 
keiten oder überhaupt nicht hereingeholt werden 
können. 

Wird ein Erzwingungsgeld einer natü rlichen 
Perſon gegenüber feſtgeſetzt, jo muß daneben eine ent: 
ſprechende Haft feſtgeſetzt werden, die für den Fall der 
Nichtbeitreibbarkeit des Erzwingungsgelds an 
deſſen Stelle treten ſoll (8 202 Ad. 2 Satz 2 AO). Die 
Unterlaſſung der Haſtfeſtſetzung macht aber die Feſt⸗ 
ſetzung des Erzwingungsgelds nicht unwirkſam. 

Die Haft darf in Einzelfall die Dauer von vier 
Wochen nicht überſteigen (§ 202 Abſ. 2 Satz 3 AD). 
Innerhalb dieſes Rahmens iſt ihre Höhe — das gilt ent⸗ 
ſprechend auch für die Höhe des Erzwingungsgelds — dem 
pflichtgemäßen Ermeſſen des Finanzamts über⸗ 
laſſen (8 202 Abſ. 3 Satz 4 und 82 StAnpG). 

Zahlt der Betroffene das Erzwingungsgeld 
nicht freiwillig, ſo wird es wie jede andere nach den Steuer⸗ 
geſetzen geſchuldete Geldleiſtung beigetrieben 
(Hinweis auf $ 326 Abſ. 1 AD und 8 6 Abſ. 3 Ziffer 8 
Beitr O). ft die Beitreibung erfolglos, ſo kann 
(nicht: muß) die erſatzweiſe feſtgeſetzte Haft vollſtreckt wer⸗ 
den. Die Vollſtreckung erfolgt auf Erſuchen des 
Finanzamts, und zwar bei Wehrmachtangehörigen 
durch die vorgeſetzte Militärbeh ör de, ſonſt durch die 
zum Vollzug gerichtlicher Haftſtrafen befugte Be⸗ 
hörde (s 202 Abſ. 2 Satz 6 und 7 AD). Sind mehrere 
Haftverfügungen zu vollſtrecken, ſo muß das Finanz⸗ 
amt eine Geſamthaft bilden, die in einer Er⸗ 
höhung der längſten Haft zu beſtehen hat und drei 
Monate nicht überſteigen darf (§ 202 Abſ. 2 
Satz 5 AO). Nach Verjährung des Anſpruchs auf das Er- 
zwingungsgeld iſt die Vollſtreckung der Haft unzuläſſig 
(8 202 Abſ. 2 Satz 8 AO). 


21. Ausführung auf Koſten des Pflichtigen 


Die Zwangsanwendung durch A usführung auf 
Koſten des Pflichtigen oder durch unmittel- 
baren Zwang wird ſich immer nur auf Sonder- 
fälle beſchränken. Es wird in der Regel genügen und 
am einfachſten und demgemäß am zweckmäßi gſten 
ſein, den Widerſtand des Betroffenen durch Auferlegung 
— erforderlichenfalls wiederholte Auferlegung — von Er- 


zwingungsgeldern zu brechen zu verſuchen. Zur 
Ausführung auf Koſten des Pflichtigen 
oder zum unmittelbaren Zwang wird in der 


Regel erſt geſchritten werden, wenn die Auferlegung von 
Erzwingungsgeldern erfolglos ift oder keinen 
Erfolg bverſpricht. 

Die Ausführung auf Koſten des Pflich⸗ 
tigen verwirklicht die zu erzwingende Anordnung dadurch, 
daß eine andere Perſon als der Pflichtige für dieſen 
und auf deſſen Koſten im Auftrag des Finanzamts 
den mit der Anordnung erſtrebten Erfolg herbeiführt (Hin⸗ 
weis auf das Beiſpiel A im Abſchnitt 18). Die Aus: 
führung auf Koſten des Pflichtigen kommt demgemäß auch 
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nur dort in Betracht, wo die zu er zwingende Ins» 
ordnung durch eine andere Perſon ebenſo erfüllt 
werden kann wie durch den Pflichtigen ſelbſt. 

Zahlt der Pflichtige die Koſten der Aus führung 
nicht freiwillig, ſo können ſie — entſprechendes 
Leiſtungsgebot vorausgeſetzt — wie jede andere nach 
Steuergeſetzen geſchuldete Geldleiſtung beigetrieben 
werden (Hinweis auf § 6 Abſ. 3 Ziffer 12 BeitrO). Die 
Koſten können auch ſchon vor der Ausführung ſelbſt in 
einem vorläufigen Betra g veranſchlagt und er⸗ 
forderlichenfalls eingezogen werden ($ 202 Abſ. 3 AO). 


22. Unmittelbarer Zwang 


Unmittelbarer Zwang verwirklicht die zu er⸗ 
zwingende Anordnung dadurch, daß der mit der Anordnung 
angeſtrebte Erfolg durch unmittelbare Gewalt 
anwendung herbeigeführt wird (3. B. durch Weg⸗ 
nahme von Handakten, deren Vorlage der Stener- 
berater verweigert — Hinweis auf § 199 Abſ. 1 Satz 1 AO — 
oder durch Aufbrechen von Behältniſſen, die der 
Steuerpflichtige nicht öffnen will — Hinweis auf § 209 
Abſ. 1 Satz 2 in Verbindung mit $ 173 Abſ. 2 AO —). 
Unmittelbarer Zwang iſt nur zuläſſig, wenn 
die Anordnung ſonſt nicht durchführbar iſt oder 
Gefahr im Verzug liegt (8 202 Abſ. 4 AD) Ge⸗ 
fahr im Verzu g. iſt gegeben, wenn die Erzwingung 
der Anordnung bei längerem Zuwarten (alſo ohne un⸗ 


mittelbaren Zwang) in Frage geftellt würde. 
Beiſpiel: 


Der Steuerpflichtige befindet ſich zur Erörterung einiger 
Jweifelspunkte feiner Steuererklärung an Amtsſtelle (Hinweis 
auf § 205 und § 170 Abf. 1 AD). Er bedient ſich dabei eines 
Buches, deſſen Vorlage er — zur Vorlage aufgefordert (Hin⸗ 
weis auf § 207 in Verbindung mit § 171 Abſ. 2 AD) — ber⸗ 
weigert. 

Das Finanzamt (der Beamte, mit dem er verhandelte, 
ſoweit er — der Beamte — zu derartigen Anordnungen befugt 
it) kann ihn zur ſofortigen Herausgabe auffordern mit der 
Androhung, daß ihm das Buch ſonſt mit Gewalt weg⸗ 
genommen würde. Die We gnahme (unmittelbarer Zwang) 
iſt bei weiterem Weigern zuläſſig. 

Ge fahr im Verzug iſt gegeben, weil ohne ſofortige 
Wegnahme die Möglichkeit beſteht, daß der Steuerpflichtige das 
Buch vernichtet und dadurch die Erfüllung der Anordnung un⸗ 
möglich macht. Aus demſelben Grund iſt es gerechtfertigt, 
Friſtſetzung und Androhung nur mündlich bor- 
zunehmen. 


Die etwaigen Koſten des unmittelbaren Zwangs 
ſind vom Betroffenen zu tragen und wie jede andere nach 
Steuergeſetzen geſchuldete Leiſtung beitreibbar. 
Das iſt zwar in der Beitreibungsordnung nicht ausdrücklich 
beſtimmt — dieſe ſpricht nur von den Koſten der Aus⸗ 
führung auf Koſten des Pflichtigen ($ 6 Abſ. 3 Ziffer 12 
Beitr O) —, ergibt ſich aber aus der Regelung des § 202 
Abſ. 3 AO, der, wie für die Koſten der Ausführung auf 
often des Pflichtigen, auch für die des un mittel 
baren Zwangs die Möglichkeit vorſieht, daß ſie i m 
voraus in einem vorläufigen Betrag veranſchlagt und, 
eingezogen werden. 


23. Rechtsmittel 

Die Erzwingbarkeit einer Anordnung (die Er⸗ 
zwingbarkeit $ 202 AD gemäß) eröffnet für dieſe einen. 
erweiterten Rechtsmittelzug. Anordnun- 
gen, die nicht erzwungen werden können, find nur 
durch Beſchwerde anfechtbar, die Entſchei dun gen 
über dieſe Beſchwerde ſind aber unanfechtbar und 
demgemäß endgültig. Bei Anordnungen, die 
erzwungen werden können, iſt nach der Beſchwerde 
gegen die Anordnung noch die Rechtsbe ſch werde 
gegen die Beſauverdeentſcheidung gegeben (Hinweis auf 
8 237, $ 304 Als. 4 und § 305 Abſ. 1 Satz 1 AD). 

„Zurzeit iſt jedoch zu beachten, daß der Rechts 
mittelweg der Reichsabgabenordnung durch den Erlaß 
des Führers und Reichskanzlers über die Vereinfachung der 
Verwaltung vom 28. Auguſt 1939 (RStBl S. 953, NEN 
S. 756) eine Einſchränkung erfahren hat. Anord- 
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nung IV Abſ. 5 des Erlaſſes gemäß iſt die Rechts ⸗ 
beſchwerde für das. Anwendungsgebiet der Reichs⸗ 
abgabenordnung nur gegeben, wenn der Ober finanz⸗ 
präfident wegen der grundſätzlichen Beden⸗ 
tung oder der beſonderen Umſtände des Ein⸗ 
zelfalls die Rechtsbeſchwerde zugelaſſen hat. Das 
bedeutet in Zuſammenhang mit den obigen Ausführungen, 
daß die Beſchwerdeentſcheidungen bei er⸗ 
zwingbaren Anordnungen unter der Vorausſetzung 
der entſprechenden Zulaſſung durch den Oberfinanz⸗ 
präſidenten mit der Rechtsbeſchwerde angegriffen werden 
können, die Be ſchwerdeentſcheidungen bei 
nichterzwingbaren Anordnungen jedoch ſchlechthin 
unangreifbar find. 

Be pie 

A. Das Finanzamt hat dem Steuerpflichtigen aufgegeben, die 
Richtigkeit einer beſtimmten Behauptung durch eine ent⸗ 
ſprechende eidesſtattliche Verſicherung nachzuweiſen (Hinweis 
auf § 209 Abſ. 2 in Verbindung mit § 174 Abſ. 1 AD). Der 
Steuerpflichtige fühlt ſich beſchwert und legt Beſchwerde ein. 

Die Beſchwerdeentſcheidung des Oberfinanz⸗ 
präſidenten iſt endgültig (§ 304 Abf. 1 und 4 AO). Irgend⸗ 
ein weiteres Rechtsmittel iſt nicht gegeben, insbeſondere auch 
nicht die Rechtsbeſchwerde; denn die Auferlegung 
einer eidesſtattlichen Verſicherung iſt nicht erzwingbar 
($ 174 Abſ. 3 AD). 

B., Das Finanzamt verlangt von einem Steuerpflichtigen Aus⸗ 
kunft darüber, welcher Steuerberater ihm bei der Ab⸗ 
faſſung ſeiner Steuererklärung geholfen hat (Hinweis auf 
§ 201 i. V. mit $ 175 AO). Es handelt ſich um eine erziving- 
bare Anordnung. Fühlt ſich der Steuerpflichtige beſchwert, jo 
ſind ihm demgemäß als zuläſſige Rechtsmittel gegeben: gegen 
die Anordnung die Beſchwerde (§ 237 AO) und gegen die 
Beſchwerdeentſcheidung die Rechtsbeſchwerde — voraus⸗ 
geſetzt, daß der Oberfinanzpräſident ſie wegen der grundſätz⸗ 
lichen Bedeutung oder der beſonderen Umſtände des zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehenden Falles zugelaſſen hat ($ 305 Abſ. 1 AO 
t. V. mit dem erwähnten Führererlaß). 

C. Das Finanzamt hat von einer Stadtſparkaſſe Auskunft darüber 
berlangt, ob der Steuerpflichtige A bei ihr ein Konto unter⸗ 
hält und in welcher Höhe. Wollte die Sparkaſſe ſich gegen 
das Auskunftserſuchen wehren, ſo würden ihr dieſelben Rechts⸗ 
mittel zur Seite ſtehen wie im Beiſpiel B. 

Die Anordnung kann zwar der Sparkaſſe gegenüber um 
ihrer Behördeneigenſchaft willen nicht erzwungen 
werden (§ 202 Abf. 5 AO). Das iſt aber eine nur in der 
Perſon des Betroffenen begründete Ausnahme und ändert 
nichts daran, daß es ſich bei der Anordnung um eine „an ſich“ 
erzwingbare (arundſätzlich erzwingbare) handelt, ſo daß 
die Zuläſſigkeit der Rechtsbeſchwerde alſo zu bejahen iſt. Für 
die Richtigkeit dieſer Löſung ſpricht auch die Erwägung, daß es 
nicht einzuſehen wäre, inwiefern die Behörde nicht denſelben 
Rechtsſchutz haben ſollte wie der Pflichtige, wenn ſie wie ein 
ſolcher — wenn auch ohne Erzwingungsmöglichkeit — in An- 
ſpruch genommen werden kann (Hinweis auf das NFH-Mrteil 
vom 22. Dezember 1920 in der Amtl. Slg. Bd. 4 S. 265). 
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Der erweiterte Rechtsmittelweg iſt auch der 
Zwangsandrohung gegenüber gegeben. Der Be⸗ 
troffene hat demgemäß gegen die Zwangsandrohung die 
Beſchwerde und gegen die Beſchwerdeentſcheidung des 
Oberfinanzpräſidenten — entſprechende Zulaſſung voraus⸗ 
geſetzt — die Rechtsbeſchwerde. Die Rechtsbeſchwerde 
erſtreckt ſich in dieſem Fall nicht nur auf die Zwangs⸗ 
androhung, ſondern auch auf die zu erzwingende 
Anordnung ſelbſt; es ſei denn, daß dieſe bereits 
Gegenſtand eines beſonderen Beſchwerdeverfahrens ge⸗ 
worden iſt (§ 305 Abſ. 2 Satz 1 AO). Das hat insbeſondere 
Bedeutung für die Fälle, in denen der Betroffene verſäumt 
hat, die Anordnung ſelbſt rechtzeitig anzufechten. Ihm iſt 
dann, obwohl die Anordnung für ſich nicht mehr angefochten 
werden kann, über die Anfechtung der Androhung die 
Möglichkeit gegeben, ſich auch gegen die Anordnung zu 
wehren. 

Der erweiterte Rechtsmittelweg iſt nicht auch 
der Zwangsanwendung gegenüber vorgeſehen. 
Gegen die Zwangsanwendung hat der Betroffene grund⸗ 
ſätzlich nur die Beſchwerde, fo daß die Beſchwerde⸗ 
entſcheidung des Oberfinanzpräſidenten endgültig iſt 
und nicht weiter angefochten werden kann. Nur aus⸗ 
nahmsweiſe, wenn nämlich in der Zwangsanwendung 
eine Anordnung oder Androhung enthalten und der 
Zwangsanwendung keine beſondere Anordnung oder An⸗ 
drohung vorausgegangen iſt, kann die Beſchwerdeentſchei⸗ 
dung des Oberfinanzpräſidenten mit der Rechtsbeſchwerde 
angefochten werden (§ 305 Abſ. 2 Satz 2 AO). Das hat 
ſeinen Grund darin, daß dem Betroffenen in dem letzteren 
Fall (dem Ausnahmefall) ein Rechtsmittel abgeſchnitten 
worden iſt, nämlich der Rechtsmittelweg, den er gegen die 
unterlaſſene Anordnung oder Androhung gehabt hätte. 
Sind dagegen Anordnung und Zwangsandrohung ord⸗ 
nungsgemäß vorausgegangen, ſo hatte der Betroffene hin⸗ 
reichend Gelegenheit, ſich gegen etwaiges Unrecht zu wehren. 

Für die Zwangsanwendung iſt zu beachten, 
daß die Anfechtung der Anordnung nicht anch 
deren Erzwingbarkeit ausſchließt oder auf⸗ 
ſchiebt (Hinweis auf § 251 AO). Die Aufhebung 
der Anordnung gibt dem Betroffenen auch nicht etwa 
einen Erſtattungsanſpruch, wenn inzwiſchen ein 
Erzwingungsgeld feſtgeſetzt und beigetrieben ſein ſollte; 
denn die Aufhebung der Anordnung läßt die Feſtſetzungs⸗ 
verfügung (Zwangsanwendung) unberührt. Nur wenn dieſe 
aufgehoben wäre, hätte das Reich etwas „zu Unrecht“ be- 
kommen (Hinweis auf das RFH⸗Urteil vom 15. Dezember 
1924 — Gr. S. 3/241 — Amtl. Slg. Bd. 15 S. 180). Ab⸗ 
geſehen von der Befolgung der angefochtenen Verfügung 
bleibt dem Betroffenen alſo nur übrig, um Aus⸗ 
ſetzung der Vollziehung zu bitten oder auch die 
Zwangsanwendung ſelbſt anzufechten. 


Die Leistungen auf Grund des Reichsleistungsgesetzes 
und ihre umsatzsteuerliche Behandlung 


Von Regierungsrat Dr. Densow, Finanzamt Garmisch- Partenkirchen 


Salt 


1. Einführung, . 

2. Lieferungen und fonftige Leiſtungen im Sinn des 
Umſatzſteuergeſetzes und des Reichsleiſtungsgeſetzes, 

3. Der Leiſtungsaustauſch, 

4. Inlandsleiſtungen, 


1. Einführung 


Nach dem Geſetz über Sachleiſtungen für Reichsauf— 
gaben (Reichsleiſtungsgeſetz) vom 1. September 
1939 (RGBl S. 1645 und folgende), das das Geſetz über 
Leiſtungen für Wehrzwecke (Wehrleiſtungsgeſetz); vom 
13. Juli 1938 (RGBl S. 887) ablöſt, können die Bedarf⸗ 
ſtellen der Wehrmacht und die Bedarfſtellen außerhalb der 
Wehrmacht verſchiedene Arten von Leiſtungen von den 
Leiſtungspflichtigen fordern. Die Leiſtungen be— 
ſtehen zum Beiſpiel: 


5. Der Leiſtungspflichtige als Unternehmer, 

6. Umſatzſteuerfreie Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen 
auf Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes, 

7. Steuerſätze. 


a) in der Überlaffung von beweglichen Gegenſtänden, 

b) in der Gewährung von Unterkunft, 

e) in der Verabreichung von Verpflegung, 

d) in der Abgabe von Futter oder Betriebſtoffen, 

e) in der Überlaſſung von Grundſtücken und 

J) in der Lieferung von Verbrauchſtoffen und Geräten. 


Hinweis auf §§ 4 bis 19 des Reichsleiſtungsgeſetzes. 

Die Vedarfſtellen haben in den letzten Monaten ſolche 
Leiſtungen, ſoweit ſie zur Durchführung der militäriſchen 
und kriegswirtſchaftlichen Maßnahmen erforderlich waren, 
vielen Leiſtungspflichtigen auferlegt. Dieſe erhalten dafür 
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meiſt § 26 des Geſetzes gemäß eine Vergütung. Sie wird in 
einem beſonderen Verfahren 827 des Geſetzes gemäß feſt⸗ 
geſetzt. n 
Die den Leiſtungspflichtigen auferlegten Leiſtungen 
find ſteuerbare Umſätze, wenn die folgenden Vor⸗ 
ausſetzungen vorliegen: 
a) Es muß ſich um Lieferungen und fonftige Lei⸗ 
ſtungen im Sinn des Umſatzſteuergeſetzes handeln; 
b) es muß ein Leiſtungsaustauſch ſtattgefunden haben; 
e) die Leiſtungen müſſen im Inland ausgeführt worden ſein; 
d) die Leiſtungspflichtigen müſſen die Leiſtungen als Unter⸗ 
nehmer im Rahmen ihres Unternehmens 
bewirkt haben. 


2. Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen im Sinn des Um⸗ 
ſatzſteuergeſetzes und des Reichsleiſtungsgeſetzes 


Das Umſatzſteuergeſetz behandelt Lieferungen und 
ſonſtige Leiſtungen als ſteuerbare Leiſtungen (Hin⸗ 
weis auf §1 UStcg). Das bedeutet, daß auch die Liefe⸗ 
rung eine Leiſtung iſt. Der Oberbegriff iſt „Lei⸗ 
ſtung“. Er umfaßt alles, was Gegenſtand des Rechtsver⸗ 
kehrs ſein kann. 

Eine Unterart der Leiſtung iſt die Lieferung. 
Sie iſt eine der wichtigſten Leiſtungsarten. Ein Teil der 
Steuerbefreiungen des 84 des Umſatzſteuergeſetzes gilt nur 
fir Lieferungen. Der Begriff der Lieferung iſt deshalb im 
Geſetz beſonders erwähnt worden. 

Hinweis auf Reinhardt, Buchführung, Bilanz und 
Steuern, Band 2 S. 37. 

Eine Lieferung iſt 83 Abſatz 1 UStćh gemäß eine 
Leiſtung, durch die der Unternehmer den Abnehmer oder 
in deſſen Auftrag einen Dritten befähigt, im eigenen 
Namen über einen Gegenſtand zu verfügen. Gegen⸗ 
ftand der Lieferung können Wirtſchaftsgüter jeder Art ſein, 
zum Beiſpiel bewegliche Sachen, Grundſtücke und flüſſige 
oder gasförmige Gegenſtände, wie Waſſer, Gas, elektriſcher 
Strom und Wärme (§ 4 Ziffer 5 UStG). 

Zu den ſonſtigen Leiſtungen gehören Handlun⸗ 
gen und Dienſte jeder Art, zum Beiſpiel die Arbeits⸗ 
und Werkleiſtungen der Handwerker und die Vermietung 
und die Verpachtung von Gegenſtänden. Auch Unter 
laſſungen und Duldungen find §7 Abſatz 1 USt DB 
gemäß ſonſtige Leiſtungen, zum Beiſpiel der Verzicht auf 
Stromlieferung zugunſten eines anderen Kraftwerks (Hin⸗ 
weis auf R§H vom 22. Januar 1937, RSthl S. 392). 

Das Reichsleiſtungsgeſetz kennt dieſe ſcharfe Abgren— 
zung von Lieferungen und ſonſtigen Leiſtun⸗ 
gen nicht. Sie iſt hier auch nicht erforderlich. Gegenſtand 
der Leiſtungspflicht iſt hier allgemein jede Leiſtung, die 
für Wehrzwecke oder ſonſtige ſtaatliche Zwecke geeignet iſt. 
Hinweis auf Abſchnitt 1. 

Die einzelnen in den §8 4 bis 19 des Reichsleiſtungs⸗ 
geſetzes aufgezählten Leiſtungen ſind Lieferungen und 
ſonſtige Leiſtungen im Sinn des Umſatzſteuergeſetzes. 

8 15 des Reichsleiſtungsgeſetzes gemäß iſt der Beſitzer 
beſtimmter Gegenſtände, zum Beiſpiel von Kraftfahrzeugen 
oder Pferden, verpflichtet, ſie der Bedarfſtelle zur Ver⸗ 
fügung oder zur Benutzung zu überlaſſen. 

„Verlangt die Bedarfſtelle die übernahme zur Ver ⸗ 
fügung, ſo geht der Gegenſtand (das Kraftfahrzeug) in 
das Eigentum des Reichs (Bedarfſtelle) über. (Hinweis 
auf Rö Erl vom 13. September 1939 — 5 6110 — 228 III 
— RS S. 1006.) Die Bedarfſtelle erhält die Ver ⸗ 
fügungs macht über den Gegenſtand. Es liegt dem⸗ 
gemäß eine Lieferung im Sinn des Umſatzſteuer⸗ 
geſetzes vor. 

Bei der Überlaſſung zur Benutzung geht das Eigen⸗ 
tum auf das Reich nicht über. Es wird in dieſem Fall ledig⸗ 
lich ein mietähnliches Verhältnis begründet. Es 
handelt ſich um eine „ſonſtige Leiſtung“ im Sinn des 
Umſatzſteuergeſetzes. 

Lieferungen im Sinn des Umſatzſteuergeſetzes find 
zum Beiſpiel die Verabreichung von Verpflegung, die Ab⸗ 
gabe von Futter oder von Betriebſtoffen und die Lieferung 
von Verbrauchſtoffen und von Gerät (Hinweis auf §8 6, 8, 
9 und 11 des Reichsleiſtungsgeſetzes). N 


Eine Lieferung wird dadurch nicht aufge⸗ 
hoben, daß der Leiſtungspflichtige das Recht hat, den 
gelieferten Gegenſtand (zum Beiſpiel das Kraftfahrzeug) 
zurückzu erwerben und dieſes Recht (Wiederkaufs⸗ 
recht) ausübt. Es liegen dann zwei Lieferungen 
vor, und zwar vom Leiſtungspflichtigen an die Bedarfſtelle 
und von dieſer zurück an den Leiſtungspflichtigen. Ebenſo 
iſt die Rechtslage, wenn der Leiſtungspflichtige, ohne daß 
ihm ein Wiederkaufsrecht zugebilligt worden iſt, den ge⸗ 
lieferten Gegenſtand ſpäter von der Bedarfſtelle zurück ⸗ 
erwirbt. Davon iſt der Fall zu unterſcheiden, daß die 
Bedarfſtelle den Gegenſtand der Lieferung zurückgibt, 
weil ſie ihn vielleicht für ihre Zwecke nicht gebrauchen kann. 
Es wird dann die an ſich ausgeführte Lieferung rück⸗ 
gängig gemacht. Eine Lieferung des Leiſtungspflich⸗ 
tigen liegt dann nicht vor. 

Sonſtige Leiſtungen im Sinn des Umſatzſtener⸗ 
geſetzes ſind zum Beiſpiel die Gewährung von Unterkunft, 
die Erlaubnis der Benutzung von Waſſerſtellen, die Über⸗ 
laſſung von Grundſtücken und Gebäuden zur Benutzung und 
die Zulaſſung des Gebrauchs privater Nachrichtenanlagen 
(Hinweis auf 88 5, 7, 10 und 12 des Reichsleiſtungsgeſetzes). 

Das Reichsleiſtungsgeſetz kennt auch ſonſtige Leiſtun⸗ 
gen, die in einer Unterlaſſung beſtehen. Es kann dem 
Inhaber privater Nachrichtenanlagen 8 12 des Reichs⸗ 
leiſtungsgeſetzes gemäß aufgegeben werden, ſeine Anlagen 
ſtillzulegen. Die gleiche Verpflichtung kann § 14 des Reichs⸗ 
leiſtungsgeſetzes gemäß dem Erzeuger und dem Verbraucher 
von elektriſchem Strom und Gas auferlegt werden. 

Die Lieferungen und ſonſtigen Leiſtungen werden in 
der Regel auf Grund einer Anordnung der Bedarf ⸗ 
ſtelle bewirkt. Die Bedarfſtelle kann zur Sicherſtellung 
von Leiſtungen 8 25 des Reichsleiſtungsgeſetzes gemäß auch 
die Beſchlagnahme anordnen. Dieſe Maßnahmen 
ſtehen dem Leiſtungsbegriff im Sinn des Umſatz⸗ 
ſteuergeſetzes nicht entgegen. Hinweis auf 91 Ziffer 1 Satz 2 
UStG. Danach braucht die Leiſtung nicht auf freier Ent⸗ 
ſchließung zu beruhen. Die Anordnung der Bedarfſtelle oder 
die Beſchlagnahme durch ſie erſetzt den freien Willen des 
Leiſtungspflichtigen. Das Umſatzſteuergeſetz unterwirft die 
Leiſtung losgelöſt vom Leiſtungsgrund der Steuer. 


3. Der Leiſtungsaustauſch 

§ 1 Ziffer 1 UStch gemäß muß die Leiſtung gegen 
Entgelt erfolgen. Die Entgeltlichkeit iſt eine 
Eigenſchaft der umſatzſteuerbaren Leiſtung. Das Entgelt iſt 
die Gegenleiſtung für die Leiſtung. Es muß ein 
Austauſch von Leiſtungen ſtattfinden. Leiſtung und 
Entgelt ſtehen in wechſelſeitiger Bezi ä 

§ 20 Abſatz 1 Satz 1 des Reichsleiſtungsgeſetzes gemäß 
gewährt die Bedarfſtelle für die Leiſtung in der Regel eine 
Vergütung. Sie iſt die Gegenleiſtung für die 
Leiſtung. Fordert dagegen die Vedarfitelle die Leiſtung § 26 
Abſatz 1 Buchſtabe a und Abſatz 2 des Geſetzes gemäß ohne 
Gewährung einer Vergütung an, ſo iſt die auferlegte Lei⸗ 
ſtung keine ſtenerbare Leiſtung im Sinn des Um⸗ 
ſatzſteuergeſetzes. Ein Leiſtungsaustauſch hat in dieſem Fall 
nicht ſtattgefunden. Auch bei Schadenerſatzleiſtungen, die 
die Bedarfſtelle für Verluſte, Beſchädigungen und außer 
gewöhnliche Abnutzung, zum Beiſpiel von Kraftfahrzeugen, 
826 Abſatz 3 des Reichsleiſtungsgeſetzes gemäß gewährt, iſt 
ein Leiſtungsaustauſch nicht anzunehmen. Die Be⸗ 
darfſtelle gewährt die Entſchädigung nicht, weil ſie eine 
Leiſtung empfangen hat, ſondern weil ſie dem Leiſtungs⸗ 
pflichtigen einen Schaden zugefügt hat. Der Leiſtungspflich⸗ 
tige ſelbſt hat der Bedarfſtelle keine Leiſtung erbracht, für 
die die Entſchädigung als Leiſtungsentgelt anzu⸗ 
ſehen iſt. Hinweis auf RdF⸗Erlaß vom 22. Dezember 1939 
— 8 2151 — 175 III — zu II (Umſatzſteuer). 


4. Inlandsleiſtungen 
Die Leiſtungen find $ 1 Ziffer 1 UStG gemäß nur 
dann ſteuerbar, wenn ſie im Inland ausgeführt ſind. 
Inland im Sinn des Umſatzſteuerrechts iſt $ 1 Ab- 
fat I USt gemäß das Reichsgebiet mit Ausnahme 
der Zollausſchlüſſe Gum Beiſpiel der Freihafen⸗ 
gebiete, der Dreimeilenzone) und der Freibezirke. Der In- 
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landsbegriff des Umſatzſteuerre chts iſt ein anderer 
als der des Staatsrechts. Das Protektorat 
Böhmen und Mähren gehört ſtaats rechtlich 
zum Gebiet des Großdeutſchen Reichs (Hinweis auf Artikel 1 
des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers vom 16. März 
1939, RGBI I S. 485). Umſatzſteuerrechtlich iſt 
das Protektorat jedoch als „A usland“ im Sinn der 
Umſatzſteuervorſchriften zu behandeln (Hinweis auf NR: 
Erl vom 21. März 1939 — 84015 — 100 III — RStBl 1939 
S. 484). 
Das Memellaud iſt umſatzſteuerrechtlich Inland 
(Hinweis auf 88 1 und 1 des Geſetzes über die Wieder⸗ 
vereinigung des Memellandes mit dem Deutſchen Reich 
vom 23. März 1939, NED J S. 559, RStöl 494, und auf 
§1 der Verordnung zur Einführung von Reichsſteuerrechten 
im En vom 29. April 1939, RGBl 1 S. 870, RStBl 
Auch Dauzig, gehört zum umſatzſteuerrechtlichen 
Inland (Hinweis auf das Geſetz über die Wiedervereini— 
gung der Freien Stadt Danzig vom 1. September 1939, 
RGBl 1 S. 1547, RStBl S. 961, auf Roß Erl vom 13. Sep⸗ 
tember 1989 — 8 4015 — 600 111 —, REDE S. 1011). 

Inland im umſatzſteuerrechtlichen Sinn iſt jetzt auch 
Oſt⸗Oberſchleſien geworden (Hinweis auf Rd§Erl 
vom 27. September 1939 S 4015 — 501 III —, RStBl 
S. 1027). Die Reichsgaue Weſtpreu ßen und Poſen, 
die im Zug der Neuordnung der Oſtgebiete im Verband 
des Deutſchen Reichs gebildet worden ſind (Hinweis auf 
den Erlaß des Führers und Reichskanzlers vom 8. Oktober 
1939 — RGBI 1 S. 2042, RStBl S. 1045), ſind eben; 
falls ab 20. November 1939 umſatzſteuerrechtlich 
Inland (Hinweis auf 81 Ziffer 13 der Verordnung zur 
Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten vom 18. November 1939 — RGI! 
S. 2258, RStöl S. 1125). Das von Deutſchland beſetzte 
1 8 5 Gebiet Polens iſt umſatzſteuerrechtlich Aus ⸗ 
and. 

Bei der Prüfung der 


Frage, ob eine Leiſtung im 
Inland ausgeführt iſt, iſt zwiſchen Liefer ungen 
und ſonſtigen Leiſtungen zu unterſcheiden. Es 
kommt dabei 8 1 Abſatz 2 USt D 1938 gemäß nicht darauf 
an, ob der Leiſtungspflichtige Deutſcher Reichsangehöriger 
iſt, ſeinen Wohnſitz oder Sitz im Inland hat, im Inland 
eine Betriebſtätte unterhält, die Rechnung erteilt oder die 
Zahlung empfängt. 


a) Lieferungen im Inland 

8 4 USIDB gemäß wird eine Lieferung dort aus⸗ 
geführt, wo ſich der Gegenſtand zur Zeit der Ver⸗ 
ſchaffung der Verfügungsmacht befindet. Die 
Lieferung iſt auf die Herbeiführung eines Erfolgs ge⸗ 
richtet. Die Bedarfſtelle (das Reich) ſoll die Ver ⸗ 
fügungsmacht über den Gegenſtand erhalten. Tie 
Lieferung ſtellt demgemäß einen Augenblicksvor⸗ 
gang dar. Sie iſt zeitlich auf den Zeitpunkt beſchränkt, 
in dem die Bedarfſtelle die Möglichkeit erhält, über den 
Gegenſtand zu verfügen. Daraus ergibt ſich ihre 
räumliche Begrenzung auf einen Ort. 

Die Lieferung kann deshalb nur an einem be⸗ 
ſtimmten Ort ausgeführt werden. Sie kann nur im 
Inland oder nur im Ausland ausgeführt werden. 
Sie iſt nur dann ſteuerbar, wenn ſie im Inland bewirkt 
worden iſt. h 

Verlangt die Bedarfſtelle von dem Leiſtungspflichtigen 
die Überlaſſung eines im Inland befindlichen Kraftwagens 
zur Verfügung, ſo überträgt der Pflichtige der Bedarfſtelle 
die Verfügungs möglichkeit im Inland. Es 
liegt eine ſteuerbare Lieferung vor. Im all⸗ 
gemeinen werden al le Lieferungen. auf Grund des Reichs- 
leiſtungsgeſetzes i m n bewirkt ſein. 


b) Sonſtige Leiſtungen im Inland 

Eine ſonſtige Leiſtung wird §7 Abſatz 2 USt D 
gemäß im Inland ausgeführt, wenn der Leiſtungspflichtige 
ausſchließlich oder zum weſentlichen Teil im In land 
tätig wird. Bei einer Duldung oder Unterlaſſung liegt eine 
Leiſtung im Inland vor, wenn der Leiſtungspflichtige 
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eine Handlung oder einen Zuſtand im Inland duldet 
oder eine Handlung im Inland unterläßt. Es kommt 
darauf an, wo der Hauptteil der Leiſtung bewirkt wird. 
Eine Teilung der einheitlichen Leiſtung in eine Inlan d S⸗ 
leiſtung und in eine Auslandsleiſtung findet 
demgemäß nicht ſtatt. 

Im allgemeinen werden die ſonſtigen Leiſtungen auf 
Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes ausſchließlich im 
Inland bewirkt und deshalb itenerbar fein. Nur bei Be⸗ 
förderungsleiſtungen ( 16 des Reichsleiſtungsgeſetzes) und 
bei Vermietungen von Beförderungsmitteln iſt es denkbar, 
daß ſie ſich auf das Inland und auf das Ausland 
erſtrecken (Hinweis auf § 7 Abſatz 3 USt DB). 


5. Der Leiſtungspflichtige als Unternehmer 

Die Lieferung oder die ſonſtige Leiſtung 
auf Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes it 81 Ziffer 1 UStG 
gemäß nur dann ſteuerbar, wenn der Leiſtungspflichtige 
als Unternehmer im Rahmen ſeines Unter 
nehmens tätig geworden iſt. Unternehmer iſt 8 2 
Abſatz 1 UStG gemäß, wer eine gewe rbliche oder be⸗ 
rufliche Tätigkeit ſelbſtändig ausübt, das heißt, nach ⸗ 
D end zur Erzielung von Einnahmen tätig 
wird. 

Die Unternehmertätigkeit umfaßt dabei nicht nur die 
Grundgeſchäfte, die der Leiſtungspflichtige in der 
Hauptſache bezweckt, ſondern auch die Hilfsgeſchäfte. 
Das ſind die Geſchäfte, die nicht den Zweck des 
Unternehmens darftellen, ſich jedoch aus dem Ve ⸗ 
trieb des Unternehmens zwang släufig ergeben 
(Hinweis auf Reinhardt, Buchführung, Bilanz und Steuern, 
Band 2 S. 37). Die Lieferungen und Leiſtungen, die Lei⸗ 
ſtungspflichtige auf Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes im 
Rahmen ihres U nternehmens bewirken, werden in 
der Regel Hilfsgeſchäfte ſein. 


Beiſpiele: 

A. Ein Leiſtungspflichtiger, der gewerblicher Unternehmer iſt, 
überläßt, feinen Laſtkraftwagen der Vedarfſtelle zur Ver⸗ 
fügung. 

B. Die Bedarfſtelle verlangt bon einem Leiſtungspflichtigen, der 
Rechtsanwalt iſt, die Überlaffung ſeines Perſonenwagens zur 
Verfügung. Der Wagen gehört zu ſeinem Betriebsvermögen. 

Es handelt ſich in dieſen Fällen um Geſchäfte, die zwar 
nicht den eigentlichen Inhalt der Tätigkeit der Leiſtungs⸗ 
pflichtigen bilden, aber durch ihre Haupttätigkeit ver ⸗ 
anlaßt werden. 

Grundgeſchäfte liegen vor, wenn zum Beiſpiel 
ein Futtermittelhändler oder ein Großtankſtelleninhaber 
auf Anfordern der Bedarfſtelle Futterbeſtände oder Betrieb⸗ 
ſtoffe an die Wehrmacht gegen Entgelt abgibt (Hinweis auf 
§§ 8 und 9 des Reichsleiſtungsgeſetzes). Es handelt ſich in 
dieſen Fällen um Geſchäfte, die den Zweck des Unter ; 
nehmens darſtellen. 

Durch die Begriffe 
„Rahmen des 
gebracht, daß Vorgänge, die das 
Privatperſonen N 


„N net er r“ und 
Unternehmens“ iſt zum Ausdruck 
Eigenleben der 
und der Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts betreffen, nicht u mſatzſteuerbar find. Stellt 
eine Privatperſon der Bedarfſtelle einen Perſonen⸗ 
fraftwagen zur Verfügung, ſo liegt eine ſteuer bare 
Lieferung nicht vor; denn hier handelt der Leiſtungs⸗ 
pflichtige weder als „Unter ne h mer“ noch im 
Rahmen ſeines Anter nehmens“ Ebenſo iſt der 
Fall zu beurteilen, wenn die Gemeinde § 20 des Reichs⸗ 
keiſtungsgeſetzes gemäß einen Dienſt⸗Kraftwagen 
der Bedarfſtelle zur Verfügung ſtellen muß. Die Gemeinde, 
die ſich neben ihrer öffentlich⸗rechtlichen Tätigkeit auch als 
Unterneh mer betätigen kann, handelt in dieſem Fall 
nicht als Unternehmer; denn fie wird inſoweit 
nicht na ch h altig zur Erzielung von Einnahmen tätig. 
Nachhaltigkeit iſt nur anzunehmen, wenn ſich aus den Um 
ſtänden eines Umſatzgeſchäfts ergibt, daß ihm weitere 
Umſatzgeſchäfte folgen werden. Das iſt hier nicht der Fall. 
Aus der einmaligen Handlung kann noch nicht 
geſchloſſen werden, daß fie den Anfang einer gewerblichen 
oder beruflichen Tätigkeit darſtellt. 


* 
u 


S. 20 / Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 2 / 


Die Entſcheidung in dem folgenden Beiſpiel iſt ſchon 
zweifelhafter: Im 
Eine Privatperſon hat mehrere Reitpferde. Sie überläßt 
ſie auf Anfordern der Bedarfſtelle der Wehrmacht auf längere 
Zeit zur Benutzung. Die Bedarfſtelle zahlt dem Leiſtungs⸗ 
pflichtigen dafür monatlich eine Vergütung. 

Die überlaſſung der Pferde kann nicht als eine ein⸗ 
malige Handlung angeſehen werden, durch die dem Lei⸗ 
ſtungspflichtigen eine einmalige Einnahme zufließt. Es 
liegt eine Dauerhandlung vor, durch die der Lei⸗ 
ſtungspflichtige längere Zeit hindurch Einnahmen erzielt. 
Iſt eine ſolche Handlung auf die Erzielung von fort⸗ 
laufend ſich wiederholenden Einnahmen gerichtet, 
ſo iſt ſie nach der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs als 
gewerbliche Tätigkeit anzuſehen (Hinweis auf 
Riß vom 17. Juli 1928 — VA 104/28 —, RStBl 1928 
S. 304). Vorausſetzung iſt dabei aber, daß der Pflichtige die 
Abſicht hat, durch feine Tätigkeit Einnahmen zu erzielen. 
Die Abſicht, nachhaltig Einnahmen zu erzielen, 
wird man hier mit Rückſicht auf die Pflichtleiſtung ver⸗ 
neinen müſſen. En Unternehmen im Sinn des 
Umſatzſteuergeſetzes wird durch die Leiſtungen auf 
Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes allein 
noch nicht begründet. Das iſt ausdrücklich ausgeſprochen in 
dem Rö ⸗Erlaß vom 22. Dezember 1939 — S 2151 — 175 III 
— zu II 4. 


6. Umſatzſteuerfreie Lieferungen und ſonſtige Leiſtungen auf 
Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes 

Die Umſatzſteuer will möglichſt jeden Umſatzvor— 
gang der Deutſchen Wirtſchaft erfaſſen. Eine umſatzſteuer⸗ 
bare Lieferung oder ſonſtige Leiſtung, die der Leiſtungs⸗ 
pflichtige auf Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes zu erbringen 
hat, wird deshalb in der Regel auch umſatzſteuer⸗ 
pflichtig ſein. a 

Nur in Ausnahmefällen ſieht das Umſatzſteuergeſetz aus 
wirtſchaftspolitiſchen Gründen eine Befrein ng von der 
Umſatzſteuer vor. Wir finden die Vorſchriften über die 
Steuerfreiheit von Umſätzen im 84 UStch und in 
§d 19 bis 45 USt DB. 45 , : 

Wir wollen an Hand dieſer Vorſchriften prüfen, welche 
der haupt ſächlich in Betracht kommenden Lieferungen 
und ſonſtigen Leiſtungen auf Grund des Reichsleiſtungs⸗ 
geſetzes umſatzſteuerfrei ſein können. 


a) Lieferungen f 

Es wird ſich in der Hauptſache um Lieferungen 
von lebenswichtigen Gütern an die Bedarfſtellen 
handeln. Die Bedarfſtellen können $ 15 Ziffer 5 des Reichs⸗ 
leiſtungsgeſetzes gemäß verlangen, daß zum Beiſpiel Brenn⸗ 
ſtoffe, Düngemittel, Kraft⸗ und Schmierſtoffe, Getreide, 

Kartoffeln, Mehl, Schrot und Kleie aus Getreide aller Art, 

Metalle, Milch, Baumwolle, Schafwolle, Zellwolle geliefert 

werden (Hinweis auf 8 28 Abſatz 2 USt DB). * 
Die Lieferung ſolcher lebenswichtigen Güter 

iſt §4 Ziffer 4 UStG und 828 UStd. gemäß unter den 

folgenden Vorausſetzungen ſteuer frei: 

1. Die Güter müſſen im Großhandel (8 11 USt D) 
geliefert werden. Die Lieferungen an die Bedarfſtellen 
(Reich) gelten § 11 Abſatz 2 USt D gemäß ſtets als 
Lieferungen im Großhandel. 

2. Der Leiſtungspflichtige muß den Gegenſtand erwor- 
ben haben. Liefert zum Beiſpiel ein Bergwerks⸗ 
beſitzer auf Anfordern der Bedarfſtelle Kohlen an 
die Wehrmacht, ſo kann er als Erzeuger die Steuer⸗ 
freiheit nicht beanſpruchen. 

3. Der Leiſtungspflichtige darf die Güter n icht be⸗ 
arbeitet oder verarbeitet haben. Was als 
Bearbeitung oder Verarbeitung anzuſehen 
it, beſtimmt § 12 USt DB. Die im § 29 USt be⸗ 
ſonders zugelaſſenen Bearbeitungen ſchließen die Steuer: 
freiheit nicht aus. 

1. Ter Leiſtungspflichtige muß dieſe Vorausſetzungen 

buchmäßig nachweiſen. In welcher Weiſe er den buch⸗ 

mäßigen Nachweis zu führen hat, beſtimmt § 14 USt DB. 

Liefert der Leiſtungspflichtige auch im Ginzelban- 

del (S 11 Abſatz 3 USt DB), fo darf der Einzel⸗ 
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handel im Vorjahr nicht mehr als 75 v. H. 
des Geſamtumſatzes betragen haben. Geſamt⸗ 
um ſatz find grundſätzlich alle ſteuerbaren Lie- 
ferungen und ſonſtigen Leiſtungen und der 
Eigenverbrauch. Zum Geſamtumſatz ge⸗ 
hören nicht die Um ſätze aus Geſchäftsveräuße⸗ 
rungen und die § 4 Ziffern 8 bis 10 UStG gemäß 
ſtenerfreien Lieferungen und ſonſtigen 
Leiſtungen. 

b) Sonſtige Leiſtungen 

Die Steuerfreiheit kann 8 4 Ziffer 9 USt 
gemäß bei der Geſtellung von Kraftfahrzeugen 
für Wehrmachts zwecke oder ſonſtige ſtaatliche 
Zwecke in Betracht kommen. Es find dabei die folgenden 
Fälle zu unterſcheiden: 

1. Der Leiſtungspflichtige führt auf Anforderung einer 
Bedarfitelle die Beförderung aus (Hinweis auf 
§ 16 des Reichsleiſtungsgeſetzes). Dieſe Leiſtung fällt 
nicht unter das Beförderungſteuergeſetz, 
wenn fie auf Grund des Reichs lei ſtungsgeſetzes 
erbracht wird. Die Bedarfſtellen müſſen die Beför⸗ 
derung im Verfahren nach dem Reichs- 
leiſtungsgeſetz (8 2) unter Beobachtung der vor— 
geſchriebenen Förmlichkeiten (23) angefordert 
haben. Die Beförderung muß unker ſtaatlicher 
Hoheit ausgeführt worden fein. Es ift dabei nicht von 
Belang, ob es ſich um Güterbeförderung oder um Per- 
ſonenbeförderung handelt. Hinweis auf Runderlaß dom 
11. März, 1939 S 6610 — 100 III, RStUL S. 529. 8 4 
Ziffer 9 iſt hier nicht anzuwenden. Die Leiſtung iſt um 
ſatzſteuerpflichtig. 

2 Der Leiſtungspflichtige führt auf Grund einer Ver— 

einbarung mit der Bedarfſtelle die Be förderung 
aus. Beförderungen, die § 16 des Reichsleiſtungs⸗ 
geſetzes gemäß hätten angefordert oder erzwungen wer⸗ 
den können, aber auf Grund einer Vereinbarung erbracht 
werden, unterliegen der Be förderungſteuer. 
Sie find deshalb § 4 Ziffer 9 UStG gemäß von der 
Umſatzſteuer befreit. 

3. Der Leiſtungspflichtige überläßt einer Bedarfſtelle das 
Kraftfahrzeug zur Benutzung, ohne die Beför⸗ 
derung „wirklich“ auszuführen. Die Leiſtung iſt hier 
als Miete anzuſehen. Sie iſt 8 34 Abſatz 2 USt D 1938 
gemäß umſatzſteuerpflichtig. f ö 

4. Der Leiſtungspflichtige ſtellt einer Bedarfſtelle ein 
fahrbereites und bemanntes Kraftfahr⸗ 
zeug. Die Geſtellung eines fahrbereiten und bemann— 
ten Kraftfahrzeugs wird regelmäßig nicht als Miete, 
ſondern einheitlich als Beförderungslei— 
tung anzufehen ſein. Der Leiſtungspflichtige führt 
hier im A uftrag der Wehrmacht die Beförderung 
wirklich aus. Seine Leiſtung iſt deshalb § 34 Ab- 
ſatz 2 USt DB gemäß ſteuerfrei. 

Wegen der Einzelheiten Hinweis auf Rundorlaß vom 

11. März 1939 S 6610 — 100 III, REB S. 529, und vom 

20. Januar 1939 S 4015 — 1 III, NEIL S. 129. 

Die Uberlaſſung von Grundſtücken an die Wehr— 
macht oder an eine ſonſtige ſtaatliche Stelle zur Be⸗ 
nutzung iſt als Vermietung oder Vervachtung 
ebenfalls J 4 Ziffer 10 NSG gemäß ſtenerfrei. Wird 
auch das Inventar überlaſſen, ſo iſt die Leiſtung inſo— 
weit ſteuerpflichtig. Nur dann, wenn die Überlaffung 
des Inventars wertmäßig gegenüber der Geſamtlei⸗ 
ſtung ſo zurücktritt, daß ſie bedeutungslos erſcheint, 
ſind beide Leiſtungen als ein heitliche Leiſtung zu be⸗ 
f Die einheitliche Leiſtung iſt dann ſteuer 

rei. 

Werden dagegen in einer Gaſtſtätte Wehrmacht⸗ 
augehörige einquartiert, jo iſt dieſe Leiſtung § A Ziffer 10 
Satz 2 USt und 8 37 USt DDs gemäß ſtenerpflichtig. 
Es werden oft zugleich Räume zur Einſtellung von 
Wagen, Tieren und Geräten überlaſſen. Wenn es 
ſich dabei um eine untergeordnete Leiſtung im 
Rahmen der Geſamtleiſtung handelt, iſt auch hier die Ge⸗ 
ſamtleiſtung als einheitliche Leiſtu ng ſteuer⸗ 
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pflichtig. Kommt dagegen dieſer Leiſtung eine beſon⸗ 
dere Bedeutung zu, ſo iſt die Geſamtleiſtung in ihre 
einzelnen Teile zu zerlegen. Die Überlaſſung der 
Räume zur Beherbergung der Wehrmachtangehörigen iſt 
ſteuerpflichtig. Der andere Teil der Leiſtung iſt 
$ 4 Ziffer 10 gemäß ſteuerfrei. Wird dabei für die Geſamt⸗ 
leiſtung eine einheitliche Vergütung gewährt, ſo iſt das 
auf die Beherbergung entfallende Entgelt zu ſchätzen. 

Hat ein leiſtungspflichtiger Gaſtſtättenunternehmer je⸗ 
doch weniger als vier Zimmer oder weniger als 
ſechs Betten und gewährt er nicht gleichzeitig volle 
Verpflegung, ſo wird er aus Gründen der Verwal⸗ 
tungsvereinfachung zur Umſatzſteuer nicht herangezogen 
(Hinweis auf Runderlaß vom 20. Januar 1939 8 4015 — 1 
III, RStl ©. 135). 

Die Bedarfſtellen haben oft auch Privatqnar⸗ 
tiere angefordert. Der Umſatz der leiſtungspflichtigen 
Privatperſonen iſt nicht ſteuerhar, weil ein Unter⸗ 
nehmen durch Leiſtungen auf Grund des Reichsleiſtungs⸗ 
geſetzes allein nicht begründet wird. Hinweis auf die Aus⸗ 
führungen im Abſchnitt 5. N 

Eine ſteuerfreie Vermietung eines Grundſtücks 
oder eines Grundſtücksteils liegt dann nicht vor, wenn 
Angehörige der Wehrmacht oder einer ſonſtigen ſtaatlichen 
Stelle Werkſtätten von Beſitzern gewerblicher 
oder landwirtſchaftlicher Betriebe mitbenutzen. 
§ 13 des Reichsleiſtungsgeſetzes gemäß haben dieſe Lei⸗ 
ſtungspflichtigen die Mitbenutzung zu geſtatten. Es 
handelt fi) dabei nicht um eine Gebrauchsüber laſſung, 
ſondern um die Geſtattung oder Duldung einer Hand⸗ 
lung. Die Befreiungsvorſchrift iſt auf dieſe Fälle, die die 
Gewährung eines Rechts zum Gegenſtand haben, nicht an⸗ 
zuwenden. 

Die Erzeuger und die Verbraucher von eleftri- 
ſchem Strom und von Gas und die Beſitzer von Lei ⸗ 
tungsnetzen ſind § 14 des Reichsleiſtungsgeſetzes ge⸗ 
mäß verpflichtet, auf Anforderung vorhandene Anlagen in 
Tätigkeit zu ſetzen oder ihren Gebrauch zu geſtatten. 

Lieferungen von Elektrizität und Gas 
durch die Gebietskörperſchaften find § 4 Ziffer 5 a UStG 
gemäß ſteuerfrei. Steuerfrei find $ 30 USt B gemäß alle 
Umſätze, ſoweit ſie mit dem Betrieb von Gaswerken und 
Elektrizitätswerken regelmäßig verbunden ſind. Damit 
find nicht nur Lieferungen, ſondern auch ſonſtige 
Leiſtungen befreit, die mit den begünſtigten 
Lieferungen in notwend igem Zuſammenhang 
ſtehen. 

Das Stillegen eines Werks, das die Bedarfſtelle 
8 14 des Reichsleiſtungsgeſetzes gemäß fordern kann, iſt 
eine ſteuerpflichtige ſonſtige Leiſtung. Das Unter 
laſſen ift nicht etwa deshalb ſteuer frei, weil das 
entſprechende Tun, nämlich der Betrieb des 
Werks, beſonders von der Steuer befreit iſt. 


7. Steuerſätze 


Die Lieferungen und ſonſtigen Leiſtungen auf Grund 
des Reichsleiſtungsgeſetzes ſind mit dem allgemeinen 
Steuerſatz von 2 v. H. zu verſteuern, wenn die Steuerſätze 
bon ½ v. H., 1 v. H. oder 2 v. H. nicht anwendbar ſind. 
Die folgenden Ausführungen geben einen kurzen Überblick 
darüber, wann die beſonderen Steuerſätze für die 
hauptſächlich in Betracht kommenden Umſätze auf Grund des 
Reichsleiſtungsgeſetzes anzuwenden ſind. 

a) Steuerſatz von ½ v. H. 

Dieſem Steuerſatz unterliegen nur Lieferungen im 
Großhandel. Er iſt dann anwendbar, wenn die Be⸗ 
freiungsvorſchriften des $ 4 Ziffern 2 a und b, insbeſondere 
aber des § 4 Ziffer 4 des Umſatzſteuergeſetzes nicht in Be⸗ 
tracht kommen (Hinweis auf Abſchnitt 6 a). 

Die Steuerermäßigung wird im Gegenſatz zu 
den Steuerbefreiungen für den Großhandel mit 
Gegenſtänden aller Art gewährt. Die Vorausſetzungen 
für die Ermäßigung ſind im übrigen die gleichen wie 
für die Befreiung. Nur ſchließt hier eine Bear bei 
tung ausnahmslos die Ermäßigung aus. Was als 
Verarbeitung oder Bearbeitung anzuſehen iſt, beſtimmt 8 12 
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USt. Danach kommt es darauf an, ob die Weſens⸗ 
art des Gegenſtands geändert wird. Eine ſolche Anderung 
tritt ein, wenn durch die Behandlung des Gegenſtands nach 
der Verkehrsauffaſſung ein neues Verkehrs 
gut (ein Gegenſtand anderer Marktgängigkeit) 
entſteht. Das iſt zum Beiſpiel dann der Fall, wenn ein 
Leiſtungspflichtiger einen Kraftwagen in gebrau chte m 
Zuſtand einer Bedarfitelle zur Verfügung überläßt. Ein 
gebrauchter Kraftwagen iſt ein an deres Verkehrs⸗ 
gut als ein neuer Wagen. Der Gebrauch wird in dieſem 
Fall als Bearbeitung angeſehen. Ebenſo iſt zu ent⸗ 
ſcheiden, wenn ein Pferdehändler Fohlen aufgekauft hat 
und ſie nach Aufzucht einer Bedarfſtelle zur Verfügung 
überläßt. Durch die Aufzucht hat ſich die Weſensart des 
Tiers geändert. 

b) Steuerſatz von 1 v. H. 

Dieſer Steuerſatz iſt $ 7 Abſatz 2 Ziffer 1 UStG ge 
mäß für die Lieferung von Gegenſtänden anzuwenden, die 
innerhalb eines land⸗ und forſtwirtſchaftlichen 
Betriebs im Inland erzeugt werden. Vorausſetzung iſt 
dabei, daß der Erzeuger die Gegenſtände ſelbſt liefert. 
Wann ein Betrieb als land⸗ und forſtwirtſchaft ⸗ 
licher Betrieb anzuſehen iſt, beſtimmt 8 50 USt. 
Innerhalb eines land- und forſtwirtſchaftlichen Betriebs 
erzeugt find § 50 Abſatz 4 USt DB gemäß die in einem 
ſolchen Betrieb hergeſtellten oder gewonne⸗ 
nen Gegenſtände und die darin gezüchteten, ge⸗ 
nutzten oder gejagten Tiere. Die Lieferungen von 
ſelbſtgezüchteten oder auch nur im eigenen Be⸗ 
trieb genutzten Pferden und von ſelbſt gezüchtetem 
oder gemäſtetem Schlachtvieh, die im eigenen land- 
wirtſchaftlichen Betrieb erzeugt find, ſind dem— 
gemäß mit 1 v. H. zu verſteuern. 

Die gleiche Steuerermäßigung wird 8 7 Abſatz 2 
Ziffer 2 UStG gemäß für die Lieferungen von Ge⸗ 
treide, Mehl, Schrot, Kleie aus Getreide 
und von daraus hergeſtellten Backwaren ge⸗ 
währt. Es iſt dabei gleichgültig, ob der Leiſtungs pflichtige 
Landwirt, Müller, Bäcker oder Gaſtwirt iſt. Sind die be- 
ſonderen Vorausſetzungen des $4 Ziffer 4 des 
Umſatzſteuergeſetzes gegeben, ſo iſt die Lieferung 
von Getreide, Mehl, Schrot und Kleie aus Getreide im 
Großhandel ſteuerfrei. Fehlt eine der Vorausſetzungen 
des § 4 Ziffer 4 des Umſatzſteuergeſetzes, ſo iſt die Liefe⸗ 
rung dieſer Waren mit 1 v. H. zu verſteuern. 

c) Steuerſatz von 2½ v. H. 

Wenn der Geſamtumſatz eines Leiſtungspflichtigen 
($ 13 UStDB) im letzten vorangegangenen 
Kalenderjahr eine Million Reichsmark 
W hat, ſo erhöht ſich die Umſatzſteuer auf 

2 b. H. 

Es iſt von Bedeutung, ob der Leiſtungspflichtige im 
Vorjahr mehr als 75 v. H. des Geſamtum⸗ 
ſatzes im Einzelhandel umgeſetzt hat oder nicht. 

Wenn ja, ſo erhöht ſich die Steuer für alle ſteuer⸗ 
pflichtigen Umſätze auf 2 v. H. Der Steuerſatz beträgt 
demgemäß auch für die Lieferungen, die in der Regel mit 
1 v. H. zu verſteuern find, 2 v. H. 

Wenn nein, ſo hat der Leiſtungspflichtige nur die 
ſteuerpflichtigen Umſätze, die er im Einzelhandel ge⸗ 
tätigt hat, mit 22 v. H. zu verſteuern. 

Haben die ſteuerpflichtigen Umſätze im Einzelhandel im 
letzten vorangegangenen Kalenderjahr den Betrag von 
10000 Reichsmark nicht überſchritten, fo iſt § 53 
Abſatz 3 USt DB gemäß der erhöhte Steuerſatz nicht 
anzuwenden. 5 

Der Begriff des Einzelhandels iſt abweichend von der 
allgemeinen Begriffsbeſtimmung ($ 11 Abſatz 3 USt DB) 
für die Anwendung des erhöhten Steuerſatzes beſon⸗ 
ders geregelt. Die Lieferungen von Waſſer, Gas, 
Elektrizität, Wärme und Brennſtoffen gelten 
hier nicht als Umſätze im Einzelhandel. Dagegen 
gelten Großhandelsumſätze, oa steige er; 
ſtungen und Eigenverbrauch, die als ſolche aus 
der Buchführung nicht eindeutig und leicht nachprüfbar er⸗ 
ſichtlich ſind, als Umſätze im Ein z elhandel. 


Eilld ien ſt⸗ Nachrichten 


Gnadenerlaß für die Zivilbevölkerung 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Runderlaß von 
6. Januar 1940 (8 1278 — 140 III R/S 1278 — 22 II) ausgeführt: 
1. Gnadenweiſe Milderung der Strafe 

Die Ausführungsbeſtimmungen zum Gnadenerlaß für die 
Wehrmacht vom 1. September 1939 (RG Bl 1 S. 1551, R Stel 
S. 985 und R3Bl S. 764) enthalten im § 8 die folgenden Vor⸗ 
ſchriften: 

„Die Anwendung des Gnadenerlaſſes wird nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß die Strafe im Gnadenweg bereits gemildert 
wurde. Maßgebend iſt dann die in der Gnadenentſcheidung feſt⸗ 
geſetzte Strafhöhe.“ 


Entſprechende Vorſchriften ſind zum Gnadenerlaß für die 
Zivilbevölkerung vom 9. September 1939 nicht ergangen. 
Es iſt daher bei der Anwendung des Gnadenerlaſſes für die Zivil⸗ 
bevölkerung vom 9. September 1939 nicht von der in der 
Gnadenentſcheidung feſtgeſetzten Strafe, ſondern von der 
im Straferkenntnis feſtgeſetzten auszugehen. 


2, Strafmilderung im ordentlichen Verfahren nach den Vorſchriften 

des öſterreichiſchen Gefällſtrafgeſetzes 

Das öſterreichiſche Gefällſtrafgeſetz enthielt unter anderem 
Vorſchriften über die Behandlung der ſogenannten „ordentlichen 
Gnadengeſuche“. Derartige Geſuche waren nur innerhalb be⸗ 
ſtimmter Friſten zuläſſig. Durch die Einreichung eines ſolchen 
Geſuchs wurde die Strafvollſtreckung gehemmt. Über ein 
„ordentliches Gnadengeſuch“ war in dem ordentlichen Verfahren 
nach den Vorſchriften des Gefällſtrafgeſetzes zu entſcheiden. Iſt in 
dieſem Verfahren eine Gefällſtrafe gemildert worden, ſo iſt bei der 
Anwendung des Gnadenerlaſſes für die Zivilbevölkerung vom 
9. September 1939 von der gemilderten Strafe auszugehen. 


3. Bedingter Gnadenerweis 

Iſt im Gnadenweg eine Strafe mit Bewährungsfriſt 
erlaſſen oder gemildert worden, jo entſteht die Frage, ob die An⸗ 
wendbarkeit des Gnadenerlaſſes für die Zivilbevölkerung vom 
9. September 1939 erſt nach dem Ablauf der Bewäh⸗ 
rungsfriſt zu prüfen iſt. Die Frage iſt zu verneinen. 
Die Prüfung, ob der Gnadenerlaß für die Zivilbevölkerung vom 
9. September 1939 Platz greift, hat bei bedingt erlaſſenen oder 
bedingt gemilderten Strafen nicht erſt nach Ablauf der Bewäh⸗ 
rungsfriſt, ſondern unverzüglich zu erfolgen. 


4. Werterſatzſtrafe 

a) Fällt die Werterſatzſtrafe unter den Gnaden⸗ 
erlaß für die Zivilbevölkerung vom 9. Sep⸗ 
tember 1939? 


Die Werterſatzſtrafe ($ 401 Abſatz 2 AO) iſt zwar eine 
Geldſtrafe im engeren Sinn; denn es beſteht (§ 470 Satz 1 
AD gemäß) die Möglichkeit, die Werterſatzſtrafe in eine Frei⸗ 
heitſtrafe umzuwandeln. Die Werterſatzſtrafe iſt aber keine 
Geldſtrafe im Sinn des § 2 des Gnadenerlaſſes für die Zivil⸗ 
bevölkerung. Dieſe Vorſchrift hat nur ſolche Geldſtrafen im 
Auge, die als Hauptſtrafen, nicht aber als Nebenſtrafen 
in Geld verhängt werden. Die Werterſatzſtrafe fällt daher nicht 
unter den Gnadenerlaß für die Zivilbevölkerung. 


b) Sind Werterſatzſtrafen bei Prüfung der 
Frage, ob die Erſatzfreiheitſtrafe drei Mo⸗ 
nate überſteigt, zu berückſichtigen? 

Bei der Prüfung der Frage, ob die im Gnadenerlaß für die 
Zivilbevölkerung vom 9. September 1939 vorgeſehene Strafgrenze 
(Erſatzfreiheitſtrafe von drei Monaten) überſchritten worden iſt 
oder vorausſichtlich überſchritten werden wird, find Wert ⸗ 
erſatzſtrafen und diejenigen Erſatzfreiheitſtrafen, 
die an die Stelle von Werterſatzſtrafen treten, nicht zu be⸗ 
rückſichtigen. Das gilt auch bei Straffällen, die nach öſterreichi⸗ 
ſchem Recht entſchieden worden ſind. In dieſen Straffällen iſt, 
wenn eine Werterſatzſtrafe feſtgeſetzt und dieſe in Erſatzfreiheit⸗ 
ſtrafe umgewandelt worden iſt, eine einheitliche (die Geldſtrafe 
und die Werterſatzſtrafe umfaſſende) Erſahfreiheitſtrafe gebildet 
worden. Das darf aber nicht dazu führen, daß bei Prüfung der 
Frage, ob die Erſatzfreiheitſtrafe drei Monate überſteigt, auch 
derjenige Teil der Erſatzfreiheitſtrafe, der auf die Werterſatzſtrafe 
entfällt, berückſichtigt wird. Andernfalls würde die Oſtmark 
ſchlechter geſtellt als das Altreich. 

Die Werterſatzſtrafe und die an ihre Stelle tretende Erſatz⸗ 
freiheitſtrafe ſind auch dann nicht zu berückſichtigen, wenn nach 
den bisher geltenden Vorſchriften des öſterreichiſchen Rechts (zum 
Beiſpiel auf Grund des § 113 des öſterreichiſchen Zollgeſetzes) 
neben einer Hauptgeldſtrafe ſtatt auf Einziehung auf eine wei⸗ 
tere Geldſtrafe und für den Fall der Uneinbringlichkeit beider 


Geldſtrafen auf eine einheitliche Erſatzfreiheitſtrafe erkannt 
worden iſt. 

In ſolchen Fällen muß nachträglich darüber entſchieden wer⸗ 
den, welcher Anteil der Erſatzfreiheitſtrafe auf jede der beiden 


Strafen entfällt. N 


Steuerliche Behandlung der Vergütungen auf Grund des 
Reichsleiſtungsgeſetzes 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Erlaß vom 
22. Dezember 1939 (RStBl 1940 S. 1) zu der Frage Stellung 
genommen, wie die Vergütungen für die Inanſpruchnahme von 
beweglichen Gegenſtänden, insbeſondere von Kraftwagen und 
Pferden, auf Grund des Reichsleiſtungsgeſetzes 
vum 1. September 1939 (RGBl I S. 1645) ſteuerlich zu behandeln 
ſind. Die Regelung iſt eine ſehr großzügige und wird von den 
betroffenen Steuerpflichtigen lebhaft begrüßt werden. 

Wenn die von den Bedarfsſtellen in Anſpruch genommenen 
Gegenſtände nicht zu einem Betriebsvermögen ge⸗ 
hört haben, ſo ſind die Vergütungen oder Entſchädigungen nicht 
einkommenſteuerpflichtig. Die Beſtimmungen des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes über die Beſteuerung der Spekula⸗ 
tionsgewinne und der Leiſtungsgewinne ſind inſo⸗ 
weit nicht anzuwenden. 

Gehörten die Wirtſchaftsgüter zu einem Betriebs⸗ 
vermögen, ſo iſt zu unterſcheiden, ob es ſich um eine In⸗ 
anſpruchnahme „zur Verfügung“ (Kauf) oder „zur Be⸗ 
nutzung“ (Miete) handelt. Die Vergütungen bei Inanſpruch⸗ 
nahme zur Benutzung ſind ſteuerpflichtige Betriebsein⸗ 
nahmen. Bei Inanſpruchnahme zur Verfügung kann bei 
buchführenden Land⸗ und Forſtwirten, Ge⸗ 
werbetreibenden und ſelbſtändig Tätigen in Höhe 
des Unterſchiedsbetrags zwiſchen dem Buchwert und der Ver⸗ 
gütung ein Buchgewinn entſtehen. In deſſen Höhe darf 
ſteuerfrei eine Rücklage für Erſatzbeſchaffung gebildet 
werden. Im Fall einer Erſatzbeſchaffung kann dieſe Rücklage auf 
den Erſatzgegenſtand übertragen werden. Die Erſatzbeſchaf⸗ 
fung braucht nicht ſofort vorgenommen zu werden. Sie muß 
aber ſpäteſtens bis zum Schluß des Wirtſchaftsjahrs ſtattfinden, 
in dem ſie nach Lage der allgemeinen Verhältniſſe möglich iſt. 
Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich vorbehalten, dieſen Zeit⸗ 
punkt zu beſtimmen. Wird die Erſatzbeſchaffung bis zu dieſem 
Zeitpunkt nicht vorgenommen, ſo iſt die Rücklage aufzulöſen. 
Sie erhöht dann den laufenden Betriebsgewinn. 

Bei nichtbuchführenden Land⸗ und Forſtwirten, Ge⸗ 
werbetreibenden und ſelbſtändig Tätigen iſt die Bildung einer 
Rücklage nicht möglich. Der Gewinn aus der Überlaſſung des 
Wirtſchaftsguts an die Bedarfsſtelle unterliegt aber nur den 
Steuerſätzen für außerordentliche Einkünfte 
($ 84 EStG). 

Dieſe Vergünſtigungen gelten nur bei Vergütungen für die 
Inanſpruchnahme von beweglichen Wirtſchaftsgütern des An⸗ 
lagebermögens zur Verfügung. Bei der Inanſpruch⸗ 
nahme zur Benutzung oder bei der Inanſpruchnahme von 
Wirtfehaftsgütern des Umlaufvermögens gelten ein⸗ 
kommenſteuerlich die allgemeinen Beſtimmungen. 

Für die Körperſchaftſteuer gelten die gleichen Grund⸗ 
ſätze mit der Einſchränkung, daß die Anwendung der Steuerſätze 
für außerordentliche Einkünfte bei nichtbuchführen⸗ 
den Körperſchaftſteuerpflichtigen ausſcheidet. 

Für die Mehreinkommenſteuer iſt von Bedeutung, 
daß der Teil des Gewinns, der ſich aus den Vergütungen für die 
Inanſpruchnahme von Gegenſtänden des Betriebsvermögens zur 
Verfügung ergibt, bei nichtbuchführenden Gewerbetreibenden und 
De Tätigen in beiden Vergleichsjahren außer Anſatz 

eibt. 

Umſatzſteuerpflicht tritt nur ein, wenn es ſich um 
Vergütung für die Überlaſſung von Gegenſtänden, die einem 
Unternehmen gewidmet ſind, handelt. Der Reichsminiſter 
der Finanzen hat ſich damit einverſtanden erklärt, daß in Einzel⸗ 
fällen, in denen die Heranziehung eine unbillige Härte dar⸗ 
ſtellt, aus Billigleitsgründen von der Erhebung der Umſatzſteuer 
abgeſehen werden kann. Vergütungen für Gegenſtände, die 
nicht zu einem Betriebsbermögen gehören, und Ent⸗ 
ſchädigungen für Sad: und Perſonenſchäden u. dgl. find als 
Schadenserſatzleiſtungen nicht umſatzſteuerpflich 119 

leu. 


Gewerbefteuer bei Einziehung des Unternehmers zum 
Wehrdienft 

Die Einziehung des Unternehmers zum Wehrdienſt kann 
gewerbeſleuerliche Auswirkungen haben. Dieſe werden in dem 


gemeinſamen Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen und 
des Reichsminiſters des Innern vom 20. Dezember 1939 (RStBl 
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1939 S. 1214, Abdruck im RMBli kiſt vorgeſehen) dargeſtellt. Der 
Erlaß iſt an die Oberfinanzpräſidenten (Finanzämter) und an 
die Gemeinden und Gemeindeaufſichtsbehörden gerichtet. Er hat 
den folgenden Wortlaut: 


„(1) Wird der Unternehmer eines Gewerbebetriebs zum 
Wehrdienſt einberufen, jo wird dadurch die Gewerbe ⸗ 
ſteuerpflicht nicht berührt, wenn der Betrieb — 
3. B. durch Angeſtellte oder Familienangehörige — für Rech⸗ 
nung des Unternehmers weitergeführt wird. Die Ge⸗ 
werbeſteuerpflicht erliſcht aber, wenn mit der Einziehung 
des Unternehmers zum Wehrdienſt der Betrieb tatſächlich 
eingeftellt wird. Die tatſächliche Einſtellung des Betriebs 
iſt anzunehmen mit dem völligen Aufhören jeder 
werbenden Tätigkeit. Die Einziehung einzelner rück⸗ 
ſtändiger Forderungen aus der Zeit vor der Betriebsein⸗ 
ſteklung kann nicht als Fortſetzung der Betriebstätigkeit an⸗ 
nejehen werden. Es wird deshalb z. B. bei Handelsvertretern 
und allein arbeitenden Handwerkern, die ihren Betrieb für die 
Dauer ihrer Zugehörigkeit zur Wehrmacht ſchließen, die tat⸗ 
ſächliche Einſtellung des Betriebs in der Regel in dem Zeit⸗ 
punkt der Einziehung zur Wehrmacht anzunehmen ſein. 


(2] Iſt die Gewerbeſteuerpflicht eines Betriebs nach den 
Grundſätzen des Abſatzes 1 als erloſchen anzuſehen, ſo kommt 
es nicht darauf an, ob der Gewerbebetrieb abgemeldet 
iſt. Es genügt, daß der Unternehmer der Gemeinde die Ein⸗ 
ftellung des Betriebs glaubhaft macht. Hält die Gemeinde die 
Vorausſetzungen für das Erlöſchen der Steuerpflicht für ge⸗ 
geben, ſo erhebt ſie die Gewerbeſteuer § 22 Abſatz 2 GewSth 
gemäß nur noch bis zum Ende des Kalendermonats, in dem der 
Betrieb eingeſtellt worden iſt. Die Einſtellung iſt von der Ge⸗ 
meinde dem zuſtändigen Finanzamt mitzuteilen. Die Wie⸗ 
deraufnahme der gewerblichen Tätigkeit hat der Steuer⸗ 
pflichtige der Gemeindebehörde anzuzeigen. 


(3) Iſt die Gemeinde nach Prüfung des Sachverhalts der 
Auffaſſung, daß die Gewerbeſteuerpflicht nicht er⸗ 
loſchen jet, fo teilt fie das dem Steuerpflichtigen mit. Der 
Steuerpflichtige hat dann die Möglichkeit, $ 226 Abſatz 1 AD 
gemäß die Entſcheidung des Finanzamts zu be⸗ 
antragen.“ 


Der Ertrag eines Unternehmens, das weitergeführt 
wird, wird oft zurückgehen. Das iſt für die laufende Ge⸗ 
werbeſteuer ohne Bedeutung, weil für die Ermittlung des Ge⸗ 
werbeertrags § 10 des GewSt gemäß der Gewerbeertrag des 
Kalenderjahrs maßgebend iſt, das dem Erhebungszeitraum un⸗ 
mittelbar vorangegangen iſt. Der niedrigere Ertrag des 
Kalender⸗(Wirtſchafts⸗) Jahrs 1939 wirkt ſich erſt für die Höhe der 
(Sewerbeiteuer des Rechnungsjahrs 1940 aus. Es iſt dabei einer⸗ 
lei, ob der Rückgang des Gewerbeertrags auf einer Einberufung 
des Inhabers oder auf anderen Umständen (Warenknappheit, Be⸗ 
hinderung des freien Verkaufs durch die Kriegswirtſchaftsgeſetz⸗ 
gebung u. bel‘) beruht. Führen die Kriegswirkſchaftsverhältniſſe 
zur Einſtellung (Stillegung) des Betriebs, jo erliſcht 


die Gewerbeſteuerpflicht ($ 22 Abſatz 2 GewStG). Meu. 
Friftablauf bei der Wertzuwachsſteuer 
Viele Wertzuwachsſteuerordnungen enthalten eine Be⸗ 


ſtimmung, wonach bei Veräußerungen von unbebauten Grund⸗ 
ſtücken zum Zweck der Bebauung oder bei Veräußerungen von 
bebauten Grundſtücken zum Zweck des Abriſſes und der Wieder⸗ 
bebauung die Wertzuwachs ſteuer gans oder zum 
Teil erlaſſen wird, wenn der erſte oder ein ſpäterer Cr» 
werber innerhalb einer beſtimmten Friſt das Ge⸗ 
bäude errichtet hat. Andere Steuerordnungen ſehen vor, daß eine 
Wertzuwachsſteuer durch den Veräußerer nicht zu entrichten iſt, 
wenn er den Wertzuwachs zur Errichtung von Wohnraum inner⸗ 
halb einer beſtimmten Friſt verwendet. Weiterhin iſt vorgeſehen. 
daß die Friſt verlängert werden kann, wenn nachgewieſen wird, 
daß es inſolge beſonderer Umſtände nicht möglich war, die Ge⸗ 
äude innerhalb der urſprünglichen Friſt zu errichten oder zu 
vollenden. Derartige Friſtverlangerungen werden mitunter auch 
aus Billigkeitsgründen gewährt. 


„ Da infolge der gegenwärtigen Verhältniſſe in den meiſten 
Fällen die Einhaltung der geſtellten Friſten nicht möglich ſein 
wird, hat der Reichsminiſter der Finanzen im Einverſtändnis mit 
dem Reichsminiſter des Innern empfohlen, die Friſten bis auf 
weiteres zu verlängern (Schreiben vom #2. 11, 1989 — 84 — 
428 III — an bie Landesregierungen). Daraufhin hat zum Bei⸗ 
ſpiel der Reichsminiſter des Innern, zugleich im Namen des 
Preußiſchen Finanzminiſters, durch Erlaß vom 20. 12. 1989 — 
VSt 1230/39 — 5645 — und IV. 7431/12. 12.39 — die Stadt⸗ und 
Landkreiſe in Preußen erſucht, entſprechend zu verfahren. J. 


13. Januar 1940 S. 23 


Einführung des kinkommenſteuergeſetzes 1939 im 
Sudetenland 


Durch die Einundzwanzigſte Verordnung zur 
Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im 
Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder 
Preußen und Bayern eingegliederten ſudeten⸗ 
deutſchen Gebietsteilen vom 28. November 1939 
(RGB 1 S. 2397, RStöhbl 1939 S. 1197) ſind die Vorſchriften, durch 
die zu Beginn dieſes Jahrs das Einkommenſteuerrecht geändert 
worden iſt, auch im Reichsgau Sudetenland und in den in die 
Länder Preußen und Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen 
Gebietsteilen eingeführt worden. Es handelt ſich im einzelnen um 
die folgenden Vorſchriften: 


1. das Geſetz zur Anderung des Einkommenſteuergeſetzes vom 
17. Februar 1939 (RG BI S. 283), 

2. „„ vom 27. Februar 1939 (RG Bl U 

. 207), 

8. die Durchführungsbeſtimmungen zum Einkommenſteuergeſetz 
vom 17. März 1930 (RGBI J S. 503), 

4. die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 1939 vom 10. März 
1939 (RG Bl 1 S. 449), 

5. die Verordnung über den Steuerabzug von Aufſichtsratsver⸗ 
gütungen vom 31. März 1939 (RGBl J S. 691). 


Es war erforderlich, neben dem Einkommenſteuergeſetz vom 
27. Februar 1939 auch das Geſetz zur Anderung des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes vom 17. Februar 1939 im Reichsgau Sudetenland 
und in den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten 
ſudetendeutſchen Gebietsteilen einzuführen, weil in dieſem Ande⸗ 
rungsgeſetz nicht nur einige Vorſchriften des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes vom 6. Februar 1988, ſondern auch andere Steuergeſetze 
[S 10 des Steueranpaſſungsgeſetzes und das Geſetz über die Er⸗ 
hebung einer Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder vom 28. März 
1934) abgeändert worden find. 

Das Einkommenſteuergeſetz vom 27. Februar 1939, § 10 des 
Steueranpaſſungsgeſetzes in der geänderten Faſſung und die 
Durchführungsbeſtimmungen zum Einkommenſteuergeſetz ſind im 
Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder Preußen und 
Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen erſt⸗ 
malig auf die Veranlagung für das Kalender- 
jahr 1939 anzuwenden. 

Die Einkommenſteuer für den Veranlagung 
zeitraum 1939 wird nicht in Höhe der vollen Beträge, die 
ſich aus der Einkommenſteuertabelle ergeben, ſondern nur zu 
elf Sechzehnteln erhoben. Hinweis auf 9 2 Abſatz 2 der 
Einführungsverordnung. Das hat ſeinen Grund darin, daß die 
Lohnſteuer für das erſte und zweite Kalendervierteljahr 
1939 nur zur Hälfte, für das dritte Kalendervierteljahr nur 
zu drei Vierteln und erſt ab 1. Oktober 1939 in voller 
Höbe erhoben worden iſt. Hinweis auf § 3 Abſatz 2 der Vierten 
Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den 
ſudetendeutſchen Gebieten bom 21. Dezember 1988 (NED I 
S. 1837, RStBI 1938 S. 1178), auf die Verordnung zur Ergän⸗ 
zung der Vierten Verordnung zur Einführung ſleuerrechtlicher 
Vorſchriften in den ſudetendeutſchen Gebieten vom 29, März 1939 
(RG BI I S. 655, RSt Bl 1939 S. 521) und auf die Zweite Ver⸗ 
ordnung zur Ergänzung der Vierten Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den ſudetendeutſchen Gebieten 
vom 27. Juni 1939 (RGI I S. 1063, NED 1939 S. 777). 

Die Vorſchrift im § 2 Abſatz 2 der Einführungsverord⸗ 
nung gilt für den Reichsgau Sudetenland und für die in die 
Reichsgaue Oberdonau und Niederdonau und in die Länder 
Preußen und Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteile. 

Die Vorſchriften des Einkommenſteuergeſezes vom 27. Fe⸗ 
bruar 1939 über den Steuerabzug vom Arbeitslohn 
(Lohnſteuer) und die Lohnſteuerdurchführungsbeſtimmungen 
1939 ſind im Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder 
Preußen und Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Gebiets⸗ 
teilen erſtmalig anzuwenden 


1. bei laufendem Arbeitslohn auf den Arbeitslohn, der 
für einen Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, der na ch dem 
31. Dezember 1939 endet; 

2. bei ſonſtigen linsbeſondere einmaligen) Bezügen auf 
den Arbeitslohn, der nach dem 81. Dezember 1939 gezahlt 
wird. 

Die Erhöhung der Abgabe der Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder von 10 v. H. auf 20 v. H. und die Vorſchrif⸗ 
ten der Verordnung über den Steuerabzug von 
Aufſichtsratsvergütungen vom 31. März 1939 
find im Reichsgau Sudetenland und in den in die Länder Preußen 
und Bayern eingegliederten ſudetendeutſchen Gebietsteilen erſt⸗ 
malig auf die Aufſichtsratsvergütungen an us 
wenden, die dem Steuerpflichtigen nach dem 31. Dezember 1 
zufließen. O. 
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Geld, Kredit und älfentliche Finanzen 
Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 10. Januar 1940. 

Steuergutſcheine 1: Dezember 1939 und Januar 1940 

99,77 ½; Februar 99,55; März 99,47; April 99,45; Mai 99,42 /. 

— Steuergutſcheine II: Juni 1942 98,25; Juli 97,75; 

Auguſt 97,25; September, Oktober, November 96,75. 


Geltung des Geſetzes über die Deutſche Reichsbank in den ein⸗ 
gegliederten Oſtgebieten. Das Geſetz über die Deutſche Reichsbank 
vom 15. Juni 1939 gilt in den eingegliederten Oſtgebieten ab dem 
3. Januar 1940. 


Weitere Verlängerung der Friſten des Wechſelrechts und des 
Scheckrechts in den eingegllederten Oſtgebieten. Die Friſten, die 
zur Erhaltung der wechſelrechtlichen und der ſcheckrechtlichen Rück⸗ 
griffsrechte eingehalten werden müſſen, werden bei den Wech⸗ 
ſeln und den Schecken, die in den eingegliederten 
Oſtgebieten zahlbar find, verlängert. Die 
Friſten werden um ſechs Monate verlängert, wenn ſie den 
Vorſchriften des Wechſelgeſetzes oder des Scheckgeſetzes gemäß in 
der Zeit vom 28. Auguſt bis 30. November 1939 ab⸗ 
gelaufen wären. Sie werden mindeſtens bis zum 
31. März 1940 verlängert (Hinweis auf die Verordnung über 
die weitere Verlängerung der Friſten des Wechſel⸗ und Scheckrechts 
in den eingegliederten Oſtgebieten, RG Bl I S. 2476). Die folgen⸗ 
den Gebiete gehören nicht zu den eingegliederten Oſtgebteten im 
Sinn dieſer Verordnung: 1. das Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig, 2. die Gebiete, die in die Provinz Oſtpreußen ein⸗ 
gegliedert worden ſind, 3. der Regierungsbezirk Marienwerder in 
ſeinem bisherigen Umfang. 


Fortführung des Zahlenlottos in der Oſtmark. Das Zahlen⸗ 
lotto, das auf Grund der Zweiten Verordnung zur Einführung 
des Geſetzes über die Deutſche Reichslotterie im Land Hſterreich 
vom 9. Juni 1939 (RGBI I S. 1010) am 31. Dezember 1939 ein⸗ 
geſtellt werden ſollte, wird weiter abgewickelt. Der 
Reichsminiſter der Finanzen wird den Zeitpunkt der 
endgültigen Einſtellung beſtimmen. 


Senkung des Privatdiskonts. Der Privatdiskont in Berlin iſt 
von 2⅜ vom Hundert auf 2½ vom Hundert geſenkt worden 
(Hinweis auf die Meldung in Nr. 47/1939 des WB). 


Vierjahresplan 
Meldungen noch nicht abgefahrener Holzmengen. Die Holz» 
käufer haben auf Grund eines Runderlaſſes vom 7. Dezember 1939 


den Landräten (Wirtſchaftsämtern) zum 1. Januar 1940 eine Mel⸗ 
dung über die noch im Wald lagernden Holzmengen zu erſtatten. 


Beſchränkung der Herſtellung von Holzmehl und Holzwolle 
verlängert. Der Reichswirtſchaftsminiſter hat die Geltungsdauer 
der Anordnung über die Beſchränkung der Herſtellung von Holz⸗ 
mehl und Holzwolle bis 31. Dezember 1940 verlängert. Die An⸗ 
ordnung enthält ein Verbot der Errichtung und Erweiterung von 
Anlagen. Die Auordnung iſt im Reichsanzeiger Nr. 299 vom 
21. Dezember 1939 veröffentlicht worden. 


Preisregelung für Zündhölzer im Einzelhandel. Für den 
Einzelverkauf bon Zündhölzern in Einzelhandelsgeſchäften und 
in 1 ſind ab 1. Januar 1940 Höchſtpreiſe feſtgeſetzt 
worden. 


Färbung von Petroleum in der Oſtmark. Die Reichsſtelle für 
Mineralöl hat am 23. Dezember 1939 eine Anordnung erlaſſen. 
Danach darf Petroleum aller Art in der Oſtmark nur in den Ver⸗ 
kehr gebracht werden, wenn es mit Sudanviolett gefärbt iſt. Die 
Anordnung iſt am 1. Januar 1940 in Kraft getreten. 


Industeie 
Erdölgewinnung der Welt von Januar bis September 1939. 
Entwicklung in Millionen Tonnen: 


Januar bis September 
1938 1939 
Vereinigte Staaten 1221 124,4 
Somjetrußland . 20,8 21,7 
Venezuela 4 18.5 20.4 
TOT 7,6 8.0 
Rumänien 5 4,8 6,0. 


Die Erdölgewinnung der Welt betrug von Januar bis Sep⸗ 
tember 1939 206,6 Millionen Tonnen gegenüber 198.1 Milltonen 
Tonnen von Januar bis September 1988. 


Errichtungsverbot und Erweiterungsverbot für Rundfunk⸗ 
röhren verlängert. Der Reichswirtſchaftsminiſter hatte am 31. De⸗ 
zember 1938 eine Verordnung über die Beſchränkung der Her⸗ 
ſtellung von Rundfunkröhren erlaſſen. Die Gültigkeit dieſer 
Verordnung iſt bis 31. Dezember 1940 verlängert worden. 


Preisregelung für Büromöbel. Der Reichskommiſſar für die 
Preisbildung hat für die von den Mitgliedsfirmen der Deutſchen 
Büromöbelkonbention hergeſtellten gebräuchlichſten Büromöbel 
Erzeugerhöchſtpreiſe feſtgeſetzt. Für den Ginzelhandel mit 
Büromöbeln iſt beſtimmt worden, daß Handelsaufſchläge bon 
höchſtens 45 v. H. berechnet werden dürfen. 


Prelsregelung für Dieſelkraftſtoff und Spezialbenzin. Der 
Reichskommiſſar für die Preisbildung hat durch Erlaß vom 
11. Dezember 1939 die Verkaufspreiſe für Dieſelkraftſtoff und 
Spezialbenzin neu geregelt. Die neuen Verkaufspreiſe gelten mit 
Wirkung ab 1. Dezember 1939. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Handwerker für die befreiten Oſtgebiete. Der Reichsſtand 
des Deutſchen Handwerks ſucht tüchtige Handwerker, die ſich in 
den befreiten Oſtgebieten eine geſunde Exiſtenz aufbauen können. 
Die Handwerker ſollen zunächſt als treuhänderiſche Verwalter vor⸗ 
handener Handwerksbetriebe angeſetzt werden. Sie können ſpäter 
Eigentümer werden. Es können ſich nicht nur Handwerksmeiſter, 
fondern auch erfahrene Geſellen mit mindeſtens fünfjähriger Ge⸗ 
ſellentätigkeit melden. Geſucht werden insbeſondere Bäcker, 
eee und Handwerker des Baugewerbes und der Bauneben⸗ 
gewerbe. 


Verkehr 


Fahrpreisermäßigung für ausländiſche Beſucher der Wiener 
Frühjahrsmeſſe. Die Deutſche Reichsbahn gewährt den aus⸗ 
ländiſchen Meſſebeſuchern wie bisher eine Fahrpreisermäßigung 
von 60 b. H. Auch viele Eiſenbahnverwaltungen bon neutralen 
Ländern bewilligen Fahrpreisermäßigungen wie in früheren 


Jahren. 


Neues Telegrammſchmuckblatt. Die Deutſche Reichspoſt führt 
ein neues Telegrammſchmuckblatt — LX 19 — ein. Das Schmuck⸗ 
blatt iſt für feſtliche Gelegenheiten aller Art beſtimmt und zeigt 
eine Frauengeſtalt mit einem Blumenfüllhorn. 


Danziger überdruckmarken. Die Danziger Poſtwertzeichen mit 
Überdruck in Reichsmark und Reichspfennig können auch im Jahr 
1940 zum Freimachen von Poſtſendungen benutzt werden. 


Luftpoſt Rom — Rio de Janeiro. Die am 21. Dezember 1939 
eröffnete Luftpoſtlinte Rom — Rio de Janeiro berkehrt wöchentlich. 
Die Flugzeuge verlaſſen Rom jeden Donnerstag. 


Paketdtenſt mit Oſtoberſchleſien. Das Höchſtgewicht für 
Pakete im Poſtverkehr mit Oſtoberſchleſten iſt von zehn auf 
zwanzig Kilogramm heraufgeſetzt worden. Gleichzeitig iſt der 
Verkehr mit unverſiegelten Wertpaketen zu den innerdeutſchen 
Gebühren zugelaſſen worden. 


Reichswaſſerſtraßenverwaltung in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten. Durch Verordnung vom 22. Dezember 1939 (RGB L 
S. 2503) find zu Reichswaſſerſtraßen erklärt worden: 


1. die Weichſel im Bereich des Reichsgaues Danzig⸗Weſtpreußen 
und der Provinz Oſtpreußen, 

2. die Warthe unterhalb Kolo, der Warthe⸗Goploſee⸗Kanal, die 
Netze vom Goploſee l(einſchließlich) abwärts, der Obere Netze⸗ 
Kanal, der Bromberger Kanal und die Brahe von Bromberg 
bis zur Weichſel. 


Einführung des Reichsbahngeſetzes in den eingegliederten Oſt⸗ 
gebieten. Durch Verordnung vom 27. Dezember 1939 (RGBl 1 
S. 2505) ſind das Reichsbahngeſetz vom 4. Juli 1939 und die 
Durchführungsverordnung vom 5. Juli 1939 am 1. Januar 1940 
in den eingegliederten Oſtgebieten eingefſihrt worden. 


Einführung der Straßenverkehrsordnung in den einge⸗ 
gliederten Oſtgebleten. Durch Verordnung vom 27. Dezember 
1939 (RGI 1 S. 2488) tft die Reichsſtraßenberkehrsordnung mit 
geringfügigen Abweichungen am 1. Januar 1940 in den eln⸗ 
gegliederten Oſtgebieten eingeführt worden. 


